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d Preußiſche Gef etzzammlung 


Jahrgang 1920 Nr. 55. 
— — is S 
Inhalt: Geſetz über die Wahlen zum Preußiſchen Landtag (Landeswahlgeſetz), S. 559. — Landeswahl⸗ 


ordnung, S. 571. 


(Nr. 12004.) Geſetz über die Wahlen zum Preußiſchen Landtag (Landeswahlgeſetz ):. Vom 
3. Dezember 1920. 


pr verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſehloſſen, das hiermit verkündet wird: i 


1. Wahlrecht und Wählbarkeit. 
kk 


(1) Wähler zum Landtage find alle über zwanzig Jahre alten reichsdeutſchen 
Männer und Frauen, die in Preußen wohnen. 
(2) Jeder Wähler hat eine Stimme. 


§ 2, 

() Die Ausübung des Wahlrechts ruht für die Soldaten während der 
Dauer der Zugehörigkeit zur Wehrmacht. 

(2) Ausgeſchloſſen von der Ausübung des Wahlrechts iſt: 

1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen 

geiſtiger Gebrechen unter Pflegſchaft ſteht / 

2. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht befibt. 

(6) Behindert in der Ausübung ihres Wahlrechts find Perſonen, die wegen 
Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche in einer Heil⸗ oder Pflegeanſtalt unterge⸗ 
bracht find, ferner Straf- und Unterſuchungsgefangene ſowie Perſonen, die in⸗ 
folge gerichtlicher oder polizeilicher Anordnung in Verwahrung gehalten werden. 
Ausgenommen ſind Perſonen, die ſich aus politiſchen Gründen in Schutzhaft 
befinden. 

§ 38. 

Wählen kann nur, wer in eine Wählerliſte oder eine Wahlkartei ein⸗ 

getragen iſt oder einen Wahlſchein hat. 
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Wählbar ſind die Wahlberechtigten, die das fünfundzwanzigſte Lebensjahr 


vollendet haben. 
ka: 
2 Ein gënt verliert feinen Sitz: 
1. durch Verzicht; 

2. durch nachträglichen Verluſt des Wahlrechts; 

3. durch ſtrafgerichtliche Aberkennung der Rechte aus öffentlichen Wahlen; 

4. durch Ungültigerklärung der Wahl oder jenftiges Ausſcheiden beim Wahl 

prüfungsverfahren; 

5. durch nachträgliche Anderung des Wahlergebniſſes. 

(2) Der Verzicht iſt dem V ſchriftlich zu erklären; er 
kann nicht widerrufen werden. i 


II. Wahlvorbereitung. 
§ 6. 
Das Staatsminiſterium beſtimmt im Einvernehmen mit dem Alteſtenrate 
der Landesverſammlung den Tag der Hauptwahl (Wahltag). 


§ 7. 

Die Wahlkreiseinteilung und die Bildung von e regelt 
die Anlage. 

§ 8. 

Zur Vorprüfung und Feſtſtellung der Wahlergebniſſe im ganzen Lande er⸗ 
nennt der Miniſter des Innern einen Landeswahlleiter und einen Stellvertreter. 
99. 

Für die Stimmabgabe wird jeder Wahlkreis in Wahlbezirke geteilt, die 
möglichſt mit den Gemeinden zuſammenfallen. Große Gemeinden können in 
mehrere Wahlbezirke zerlegt, kleine Gemeinden oder Teile von Gemeinden mit 
benachbarten Gemeinden oder Gemeindeteilen zu einem Wahlbezirke vereinigt 
werden. 

§ 10. 

() Für jeden Wahlbezirk wird ein Wahlvorſteher und ein Stellvertreter 
ernannt. 

(2) Der Wahlvorſteher beruft aus den Wählern des Wahl bezirkes drei bis 
ſechs Beiſitzer und einen Schriftführer, der auch den Wählern eines anderen 
Wahlbezirkes entnommen werden kann. 


5 (3) Wahlvorſteher, Stellvertreter des Wahlvorſtehers, Bei ae und Schrift 
führer bilden den Wahlbvorſtand. 1 5 
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(1) In jedem Wahlbezirke wird für die dort wohnhaften Wähler eine Wähler⸗ 
liſte oder Wahlkartei angelegt. 

(2) Wahlberechtigte preußiſche Staatsbeamte, Arbeiter in preußiſchen Staats⸗ 
betrieben, die ihren Wohnſitz nicht in Preußen, aber nahe der Landesgrenze haben, 
und wahlberechtigte Angehörige ihres Hausſtandes werden auf Antrag in die 
Wählerliſte oder Wahlkartei einer benachbarten preußiſchen Gemeinde eingetragen. 

(3) Die Wahlordnung beſtimmt, unter welchen Vorausſetzungen Wähler 
auf ihren Antrag in der Wählerliſte oder Wahlkartei zu ſtreichen und mit einem 
Wahlſcheine zu verſehen ſind. 

§.12. 
8 (1) Die Wählerliſten und „Wahlkarteien werden ſpäteſtens vier Wochen vor 
dem Wahltage mindeſtens acht Tage lang öffentlich ausgelegt. Die Gemeinde, 
behörde gibt Ort und Zeit öffentlich bekannt und weiſt auf die Einſpruchsfriſt hin. 

(2) Einſprüche find bis zum Ablaufe der Auslegungsfriſt bei der Gemeinde 
behörde anzubringen und innerhalb der nächſten vierzehn Tage zu erledigen. Hier⸗ 
auf werden die Liſten oder Karteien geſchloſſen. 


813. 

Der Wähler kann nur in dem Wahlbezirke wählen, in beſſen Wählerliſte 
oder Wahlkartei er eingetragen iſt. Inhaber von Wahlſcheinen können in jedem 
beliebigen Wahlbezirke wählen. 

a EN 

D) Für jeden Wahlkreis werden ein Kreiswahlleiter und ein Stellvertreter 
ernannt. 

(2) Bem Kreiswahlleiter find ſpäteſtens am einundzwanzigſten Tage vor 
dem Wahltage die Kreisvorſchläge einzureichen. 

(3) Die Kreiswahlvorſchäge müſſen von mindeſtens zwanzig Wählern des 
Wahlkreiſes unterzeichnet ſein. Die Namen der Bewerber müſſen in erkennbarer 
Reihenfolge aufgeführt ſein. 

(4) In den Wahlvorſchlag darf nur aufgenommen werden, wer ſeine Zu— 

ſtimmung dazu ſchriftlich erklärt hat. 
a (5) In dem einzelnen Wahlkreiſe darf ein Bewerber nur einmal vorgeſchlagen 
werden. 
§ 15. 

(1) Für jeden Wahlkreisverband werden ein Verbandswahlleiter und ein 
Stellvertreter ernannt. 

(2) Innerhalb eines Wahlkreisverbandes können mehrere Kreiswahlvorſchläge 
miteinander verbunden werden. Die Verbindung iſt nur dann wirkſam, wenn 
dieſe Kreiswahlvorſchläge nicht verſchiedenen Landeswahlvorſchlägen angeſchloſſen ſind. 

(2) Die Verbindung muß von den auf den Kreiswahlvorſchlägen bezeichneten 
Vertrauensperſonen oder deren Stellvertretern übereinſtimmend, ſpäteſtens am 
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vierzehnten Tage vor dem Wahltage, dem Leiter des Wahlkreisverbandes schriftlich 
erklärt werden. 
$ 16. 

(1) Beim Landeswahlleiter können, und zwar ſpäteſtens am ſechzehnten Tage 
vor der Wahl, Landeswahlvorſchläge eingereicht werden. Sie müſſen von min⸗ 
deſtens zwanzig Wählern unterzeichnet ſein. Die Namen der Bewerber müſſen 
in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt ſein. 

(2) In den Wahlvorſchlag darf nur aufgenommen werden, wer ſeine Zu⸗ 
ſtimmung dazu ſchriftlich erklärt hat. Die Erklärung muß ſpäteſtens am ſechzehnten 
Tage vor dem Wahltage beim Landeswahlleiter eingegangen ſein andernfalls wird 
der Bewerber geſtrichen. 

) Ein Bewerber darf nur in einem Landeswahlvorſchlage benannt werden. 
Die Benennung in einem Landeswahlvorſchlage ſchließt die Benennung in einem 
Kreiswahlvorſchlage nicht aus, wenn die Erklärung nach § 18 Dh auf dieſen 
Landeswahlvorſchlag bezieht. ‘ 
KE 

6) In jedem Kreis⸗ und Landeswahlvorſchlage muß ein Vertrauensmann 
und ein Stellvertreter bezeichnet werden, die zur Abgabe von Erklärungen gegen⸗ 
über dem Kreiswahlleiter und dem Wahlausſchuſſe, bei Landeswahlvorſchlägen 
gegenüber dem Landeswahlleiter und dem Landeswahlausſchuſſe bevollmächtigt ſind. 
Fehlt dieſe Bezeichnung, ſo gilt der erſte Unterzeichner äls Vertrauensmann, der 
zweite als ſein Stellvertreter. . 

(2) Erklärt mehr als die Hälfte der Unterzeichner eines Wahlvorſchlags 
ſchriftlich, daß der Vertrauensmaun oder fein Stellvertreter durch einen anderen 
erſetzt werden ſoll, jo tritt dieſer an die Stelle des früheren Vertrauensmanns, 
ſobald die Erklärung dem Wahlleiter zugeht. 
> 

§ 18. 

Für die Kreiswahlvorſchläge kann erklärt werden, daß ihre Reſtſtimmen 
einem Landeswahlvorſchlage zuzurechnen ſind. Die Erklärung muß ſpäteſtens am 
ehnten Tage vor dem Wahltage ſchriftlich beim Kreiswahlleiter eingereicht fein. 
Sonſt ſcheiden die Reſtſtimmen des Wahlkreiſes beim Zuteilungsverfahren für das 
Land aus. a 

§ 19. 

Eine telegraphiſche Erklärung gilt als ſchriftliche Erklärung im Sinne des 
$ 14 Abſ. 2, 4, § 15 Abſ. 3, § 16 Abſ. 1, 2, § 18, wenn fie durch eine ſpä⸗ 
teſteus am vierten Tage nach Ablauf der Friſt eingegangene ſchriftliche Erklärung 
beſtätigt wird. 

e § 20. | 

() Zur Prüfung der Kreiswahlvorſchläge wird für jeden Wahlkreis ein 
Wahlausſchuß gebildet, der aus dem Kreiswahlleiter als Vorſitzendem und vier 


nn 
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Beiſitzern beſteht, die dieſer aus den Wählern beruft. Der Wahlausſchuß be⸗ 
ſchließt mit Stimmenmehrheit. 

(2) Die Wahlvorſchläge können nach ihrer Feſtſetzung nicht mehr geändert 
oder zurückgenommen werden. 

§ 21. 

() Zur Prüfung der Verbindungserklärungen wird im Bedarfsfalle für 
jeden Wahlkreisverband ein Verbandswahlausſehuß gebildet, der aus dem 
Verbandswahlleiter als Vorſitzendem und vier Beiſitzern beſteht, die dieſer aus 
den Wählern beruft. Der Verbandswahlausſchuß beſchließt mit Stimmenmehrheit. 

(2) Der Verbandswahlleiter teilt die Verbindungserklärungen ſo, wie ſie 
zugelaſſen ſind, den Kreiswahlleitern der beteiligten Wahlkreiſe mit. 


§ 22. 

() Zur Prüfung der Landeswahlvorſchläge wird ein Landeswahlausſchuß 
gebildet, der aus dem Landeswahlleiter als Vorſitzendem und ſechs Beiſitzern 
beſteht, die dieſer aus den Wählern beruft. Der Landeswahlausſchuß beſchließt 
mit Stimmenmehrheit. 

(2) Der Landeswahlleiter veröffentlicht die Landeswahlvorſchläge fo, wie 
ſie zugelaſſen ſind, in fortlaufender Nummernfolge. Die Veröffentlichung ſoll 
ſpäteſtens am dreizehnten Tage vor dem Wahltag erfolgen. Nach der Ver- 
öffentlichung können die Landeswahlvorſchläge nicht mehr geändert oder zurück— 
genommen werden. ; 

| § 23. | 

Der Kreiswahlleiter gibt ſpäteſtens am vierten Tage vor der Wahl die 
Kreiswahlvorſchläge ſamt Verbindungserklärungen ſowie die Landeswahlvorſchläge, 
denen ſich Wahlvorſchläge aus dem Wahlkreis angeſchloſſen haben, in der zu- 
gelaſſenen Form öffentlich bekannt. 


9 24. 
(1) Der Stimmzettel darf nur Namen aus einem einzigen Kreiswahl⸗ 
vorſchlag enthalten. Ein Name genügt. 

2) An Stelle der Namen oder neben ihnen darf der Stimmzettel auch die 
Bezeichnung des Kreiswahlvorſchlags mit der Nummer aus der amtlichen Be- 
kanntgabe oder das Kennwort enthalten. Als Kennwort gilt auch der Name 
einer Partei. a 

(3) Weitere Angaben machen den Stimmzettel ungültig. 


: i a § 25. 2 

Im Falle der Verbindung der Landtagswahl mit anderen Wahlen oder 
Abſtimmungen kann der Miniſter des Innern anordnen, in welcher Weiſe zur 
Unterſcheidung von den Stimmzetteln für die anderen Wahlen oder Abſtimmungen 
die für die Landtagswahl beſtimmten kenntlich zu machen ſind. E E 


III. . und Ermittlung des Wahlergebniſſes. 
§ 26. 
Wahlhandlung und Ermittlung des Wahlergebniſſes ſind öffentlich, 


§ 27. 
Gewählt wird mit Stimmzetteln in 1 geſtempelten Umſchlägen. Ab⸗ 
weſende können ſich weder vertreten laſſen noch ſonſt an der Wahl teilnehmen. 
§ 28. 


Über die Gültigkeit der Stimmzettel entſcheidet der . mit 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt der Wahlvorſteher den Ausſchlag. 
Nachprüfung im Wahlprüfungsverfahren bleibt ee a 


Zur Ermittlung des ee ſtellt der Wahlausſchuß feſt, wieviel 


gültige Stimmen abgegeben find und wieviel davon auf jeden Kreiswahlvorſchlag 


entfallen. 
§ 30. 

Jedem Kreiswahlvorſchlage werden ſo viel Abgeordnetenſitze zugewieſen, daß 
je einer auf 40 000 für ihn abgegebene Stimmen kommt. Stimmen, deren Zahl 
für die Zuteilung eines oder eines weiteren Abgeordnetenſitzes an einen Kreis⸗ 
wahlvorſchlag nicht ausreicht (Reſtſtimmen), werden, ſoweit ſie auf verbundene 
Wahlvorſchläge gefallen ſind, dem Wahlverbandsausſchuß und, ſoweit ſie auf 
Wahlvorſchläge gefallen find, die nur einem Landeswahlvorſchlag angeſchloſſen find, 
dem Landeswahlausſchuſſe zur E überwieſen. 


§ 3 

() Der Verbandswahlausſchuß ët die im Wahlkreisverband auf die 
verbundenen Wahlvorſchläge gefallenen Reſtſtimmen zuſammen. Auf je 40 000 
in dieſer Weiſe gewonnener Reſtſtimmen entfällt ein weiterer Abgeordnetenſitz. 
Dieſe Sitze werden den Kreiswahlvorſchlägen nach der Zahl ihrer Reſtſtimmen 
zugeteilt. Bei gleicher Zahl von Reſtſtimmen auf mehreren Kreiswahlvorſchlägen 
entſcheidet über die Reihenfolge das Los. 

(2) Die bei der Verrechnung der Reſtſtimmen im Wahlkreisverbande nicht 
verbrauchten oder nicht berückſichtigten Reſtſtimmen werden ihrem Landeswahl⸗ 
vorſchlag überwieſen. 

§ 32. 
f ) Der Landeswahlausſchuß zählt die in allen Wahlkreiſen oder Wahl- 
kreispverbänden auf die Landeswahl vorſchläge gefallenen Neſtſtimmen zuſammen 
und teilt jedem Landeswahlvorſchlag auf je 40000 Reſtſtimmen einen Abgeord- 
netenſitz zu. Ein Reſt von mehr als 20 000 Stimmen wird vollen 40000 
gleichgeachtet. 
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(2) Einem Landeswahlvorſchlage kann höchſtens die gleiche Zahl der Ab- 
geordnetenſitze zugeteilt werden, die auf die ihm angeſchloſſenen Kreiswahlvor⸗ 
ſchläge entfallen ſind. \ 

§ 33. | 

Die Abgeordnetenſitze werden auf die Bewerber nach ihrer Reihenfolge in 

den Wahlvorſchlägen verteilt. 
i § 34. 

() Wenn ein Kreiswahlvorſchlag weniger Bewerber enthält, als Abge⸗ 
ordnetenſitze auf ihn entfallen, ſo gehen die übrigen Sitze im Falle der Verbindung 
auf die verbundenen Kreiswahlvorſchläge, wenn auch dieſe erſchöpft ſind, ſowie 
in den übrigen Fällen, auf den zugehörigen Landeswahlvorſchlag über. § 31 
Abſ. 1 Satz 3 gilt ſinngemäß. 

(2) Enthält ein Landeswahlvorſchlag weniger Bewerber, als Abgeordneten⸗ 
ſitze auf ihn fallen, jo bleiben die übrigen Sitze unbeſetzt. 


6235. 
(1) Wenn ein zum Abgeordneten Berufener die Wahl ablehnt oder ein 
Abgeordneter ausſcheidet, ſo ſtellt der Landeswahlausſchuß feſt, wer an ſeiner 
Stelle berufen iſt. 
i (2) Auch dabei wird nach §§ 33, 34 verfahren. 


§ 36. 

(a) Wird im Wahlprüfungsverfahren die Wahl eines Wahlkreiſes für un- 
gültig erklärt, fo verteilt der Landeswahlausſchuß auf Grund des Nachwahl- 
ergebniſſes von neuem die geſamten Reſtſtimmen. f 

(2) Ergibt ſich dabei, daß auf verbundene Kreiswahlvorſchläge oder einen 
Landeswahlvorſchlag mehr Sitze als bisher fallen, ſo wird die entſprechende Zahl 
neuer Abgeordnetenſitze nach § 33 beſetzt. Fallen auf verbundene Kreiswahl⸗ 
vorſchläge oder einen Landeswahlvorſchlag weniger Sitze als bisher, ſo erklärt der 
Landeswahlausſchuß die entſprechende Zahl von Abgeordnetenſitzen für erledigt. 
Für das Ausſcheiden gelten dieſelben Grundſätze wie für das Eintreten von Erſatz⸗ 
männern; doch ſcheiden die zuletzt eingetretenen Abgeordneten zuerſt aus. 


937. 

(1) Iſt in den einzelnen Wahlbezirken die Wahlhandlung nicht ordnungs⸗ 
gemäß vorgenommen worden, jo kann das Wahlprüfungsgericht dort die Wieder- 
holung der Wahl beſchließen. Der Miniſter des Innern hat den Beſchluß 
alsbald auszuführen. | 
S (e) St die Verhinderung der ordnungsgemäßen Wahlhandlung in einzelnen 

Wahlbezirken zweifelsfrei feſtgeſtellt, ſo kann der Miniſter des Innern auf Antrag 
des Kreiswahlausſchuſſes und mit Zuſtimmung des Landeswahlausſchuſſes dort 
die Wiederholung der Wahl anordnen. e 
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(3) Die Anordnung des Miniſters unterliegt im Wahlprüfungsverfahren 
der Nachprüfung durch das Wahlprüfungsgericht. 

() Die Wiederholungswahl darf nicht ſpäter als ſechs Monate nach der 
Hauptwahl ſtattfinden. 

6) Bei der Wiederholungswahl wird nach denſelben Kreiswahlvorſchlägen 
und auf Grund derſelben Wahlliſten oder Wahlkarteien wie bei der Haupt⸗ 
wahl 1 

(6) Auf Grund der Wiederholungswahl wird das Wahlergebnis für den 
ganzen Wahlkreis oder Wahlkreisverband neu wie bei der Hauptwahl ermittelt 
(§§ 29 bis 32 und 36). 


IV. Abergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
§ 38. 

(1) Das Staatsminiſterium kann mit Rückſicht auf die nach dem Friedens⸗ 
vertrage vorgeſehenen Abſtimmungen für einzelne Landesteile einen beſonderen 
Wahltag beſtimmen. In dieſem Falle iſt der Miniſter des Innern ermächtigt, 
Anderungen in der Wahlkreiseinteilung vorzunehmen und die näheren Vorſchriften 
für die ſpäter abzuhaltenden Wahlen zu treffen. Er iſt ferner ermächtigt, über 
die Verwendung der Reſtſtimmen in den betroffenen Wahlkreiſen Beſtimmungen 
zu treffen. 

(2) Über den Aufſchub der Wahlen iſt dem Landtage Mitteilung zu machen. 
a (3) Werden Wahlen aufgeſchoben, ſo gelten bis zur Neuwahl die Abgeordneten 

der verfaſſunggebenden Preußiſchen Landesverſammlung aus dem bisherigen Wahl⸗ 
kreiſe 10 (Regierungsbezirk Oppeln, Provinz Oberſchleſien) als Mitglieder des 
Landtags. 
§ 39. 
Von den Koften, die den Gemeinden aus den Landtagswahlen entſtehen, 
werden ihnen / vom Lande erſetzt. Alle übrigen Wahlkoſten trägt das Land allein. 


8 40. 
Der Miniſter des Innern erläßt die Beſtimmungen zur Ausführung des 
Geſetzes (Wahlordnung für den Preußiſchen Landtag). 


9 41. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 3. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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EE 
an Anlage 


(Zu $7) 
Die Wahlkreiſe und die Wahlkreisverbände. 


A. Die Wahlkreiseinteilung. 


Zahl der Einwohner 


Num. ; nach der Volkszählun 
ae au = von 8, Oktober 1919 Name 
Ge des Umfang des Wahlkreiſes ee | des 
Wahl⸗ S 8 in den : Geen 
15 Wahlkreiſes Bervaltungs |” a Ger Wahlkreisverbandes 
bezirken 4 
1 Oſtpreußen  Regierungsbegit Königsberg 966 252 
Gumbinnen 535 645 
» Allenſtein 530 015 
» Marienwerder 
(Reſt) 162 5142 194 426 Oſtpreußen⸗Pommern 
) — 
2 Berlin Der frühere Stadtkreis Berlin 1897 864 1 897 864 Brandenburg ! 
3 Potsdam II Kreis Beeskow ⸗Storkow 49 257 
Der frühere Stadtkreis  Charlotten- 
a burg 325 172 
2 ? » Neukölln 263 678 
S Sc? Berlin? E 
Schöneberg] 183 444 
» » Kreis Teltow ` ` 535 878 
» » Stadtkreis Berlin ; 
Wilmersdorf 141 816 | 1499 245 Brandenburg I 
H — D — EN 
4| Potsdam I Kreis Angerminde. 62.813 
Stadtkreis Brandenburg (Gavel) 53 040 
» Eberswalde 27 310 
Kreis Jüterbog⸗Luckenwalde 73 538 
Der frühere Stadtkreis Berlin⸗ 
Lichtenberg 143 440 
» » Kreis Niederbarnim 448 088 
Kreis Oberbarnim 74 470 
„  Ofthavelland 83 903 
» Oſtprignitz FE 68 734 
Stadtkreis Potsdam ci 59 419 
Kreis Prenzlau ` 60675 
» Ruppin 76 448 
Der frühere Stadtkreis Spandau 95 832 
Kreis Templin E 49 655 
» Weſthavelland 67 485 a 
» Weſtprignitz i ? ESGAS LS 
Un Zauch⸗Belzig v0 86 384 | 1617365 Brandenburg II 
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Zahl der Einwohner 


‘ 
i 
: 


k 
{ 


Num- 5 nach der Volkszählung R 
mer Name a f vom 8. Oktober 1919 Name 
des des Umfang des Wahlkreiſes 0 des 
Wahl— 3 in ben : SE GES 
GR ] Wahlkreiſes Wld e Wahlkreisverbandes 
bezirken 0 
5 Frankfurt a. O. ][ Regierungsbezirk Frankfurt 1 220 380 
Verwaltungsbezirk Weſtpreußen⸗Poſen 320 223 | 1540 603 Brandenburg II 
6 Pommern Ee Stettin 881 860 
Köslin 644 068 
Stralſund 239 858 
Kreis Neuſtadt 1. Weſtpr. (Reſt) 1939 1767 725] Oſtpreußen⸗Pommern 
7 Breslau Regierungsbezirk Breslau 1760 645 | 1760 645 Schlefien - 
8 Liegnitz Regierungsbezirk Liegnitz 1159 841 | 1159 841 Schleſien 
9 Obberſchleſien Provinz Oberſchleſien 2 265 416 2 265 416 Schleſien 
10 Magdeburg Regierungsbezirk Magdeburg 1239 360 1 239 360 Sachſen 
11 Merſeburg Regierungsbezirk Merſeburg 1330 409 1 330 409 Sachſen 
12 Erfurt Regierungsbezirk Erfurt 542 756 
Kreis Herrſchaft Schmalkalden 45 270588 026 Sachſen 
13 Schleswig⸗ Regierungsbezirk Schleswig 1449751 | 1449 751 Schleswig-Holſtein⸗ 
Holſtein Hannover 
14 Weſer⸗Ems E Aurich 273 748 Schleswig-Holſtein⸗ 
Osnabrück 407 088 | 680 836 Hannover 
15 Oſt⸗Hannover Regierungsbezirk Stade 430 823 Schleswig⸗Holſtein⸗ 
» Lüneburg 560 290 991 042 Hannover 
16 | Süd⸗Hannover [ Regierungsbezirk Hannover 767 936 Schleswig-Holſtein⸗ 
ö » Hildesheim 562 633 | 1330 569 Hannover 
17 | Weſtfalen⸗Nord SE Münſter 1165 701 
Minden 758 990 
Kreis Grafſchaft Schaumburg 46 861 1 971 552 Weſtfalen 
18 Weftfalen-Siid | Regierungsbezirk Arnsberg 2 545 940 2 545.940 Weſtfalen 
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Bom 
mer SE 
8:3 des 
Wahl] Wahlkreiſes 
reifes 


19 Heſſen⸗Naſſau 


D 


23 | Düffeldorf-Weft 


20 Köln⸗Aachen 


21] Coblenz⸗Trier 


22 | Diffeldorf-oft 


Umfang des Wahlkreifes 


Regierungsbezirk Caſſel (ohne die Kreiſe 


Grafſchaft Schaumburg und Herr 
ſchaft Schmalkalden) 
Regierungsbezirk Wiesbaden 
Kreis Wetzlar 


„ Köln 
Aachen 


Regierungsbezirk Coblenz (ohne 
Kreis Wetzlar) 
e Trier 
Sigmaringen 


Stadtkreis Barmen 
» Düffeldorf 
Landkreis Düſſeldorf 
Stadtkreis Elberfeld 
» Eſſen 
Landkreis Eſſen 
Kreis Lennep 
» Mettmann 
Stadtkreis Remſcheid 
» Solingen 
Landkreis Solingen 


Kreis Cleve 
Stadtkreis Crefeld 
Landkreis Crefeld 
Kreis Dinslaken 
Stadtkreis Duisburg 
Kreis Geldern 
» Gladbach 
» Grevenbroich 
Stadtkreis Hamborn 
as 9 1 i. Rheinpr. 
Mörs 
Stadtkreis Mülheim a. d. Ruhr 
» München⸗Gladbach 
D Neuß 
Landkreis Neuß 
Stadtkreis Oberhauſen 
Kreis Rees 
Stadtkreis Rheydt 
* Sterkrade 


Zahl der Einwohner 
nach der Volkszählung 


vom 8. Oktober 1919 Se 
e 
Se m Wahlkreisverbandes 
e Wahlkreiſe 
bezirken 
942 504 
1226 258 Heſſen⸗Naſſau⸗ 
66 339 2235 101 Rheinland⸗Süd 
1333 574 SE 
631 998 | 1 965 572 Rheinland⸗Süd 
692 413 
447 294 Heſſen⸗Naſſau⸗ 


70 044 1 209 751 Rheinland⸗Süd 


158 369 
402 726 
102 605 
157 176 
439 094 
164 163 

80 441 
117 503 

73 123 

49 005 
167 949 


72 474 
124 737 
43 618 
50 359 
201 233 
59 648 
118 418 
50 324 
110 151 
98 538 
154 628 
126 967 
64 399 
39 942 
33 547 
99119 
76 129 
43 186 
46 435 


1912 154 Rheinland⸗Nord 


1613 852 Rheinland⸗Nord 
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B. Die Wahlkreisverbände. 


Nr. des Wahlkreis 


14 Name des Wahlkreisverbandes Umfang des Wahlkreisverbandes 
[ eee die Wahlkreiſe 1 und 6 
IL Brandenburg za Se » » 2.988 
III Brandenburg! 8 » » EE | 
IV EE » > 7, 8 und 9 
V ( » 1.0, 11 und 12 f 
VI Schleswig-Golftein-Hannover................ » „ 13, 14, 15 und 16 
VII ee enero eee: » » 17 und 18 
VIII Heſſen⸗Naſſau⸗Rheinland⸗Süu»r¶nnnn » » 19, 20 und 21 d 
IX le „ 22 und 23 f 
q 


Pans aren Sehgal inal ea sats nadine alas 


\ 
ah ee 


/ * 


ee 22 


(Nr. 12005.) Landeswahlordnung. Vom 10. Dezember 1920, 


Alk Grund des § 40 des Landeswahlgeſetzes vom 3. Dezember 1920 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 559) wird folgende Verordnung erlaſſen: 


Landeswahlordnung. 

, Aberſicht über die Abſchnitte: 
J. Wahlunterlagen (§§ 1 bis 19): III. Sonſtige Wahlvorbereitung (88 45 
7 J. Allgemeines (§§ 1 bis 3). bis 47): 5 N S 
2, Arten der Wählerverzeichniſſe (§ 4). 1. Bildung der Wahlbezirke (8 45). 
3. Wahlſcheine (88 5 bis 12). 2. Beſtimmung der Wahlräume (§46). 


4. Auslegung und Berichtigung der 3. Bekanntmachung der Wahl (8 47). 


Wählerliſten und Wahlkarteien ($$ 13 


bis 19). IV. Stimmabgabe (§§ 48 bis 57). S 

V. Ermittlung und Prüfung des Ab⸗ 

II. Wahlvorſchläge (88 20 bis 44): ſtimmungsergebniſſes im Wahlbezirk 
g (88 58 bis 67). 


1. Ernennung der Wahlleiter (§§ 20, 21). 

2. Einreichung und Verbindung der VI. Feſtſtellung des Wahlergebniſſes (§§ 68 
Wahlvorſchläge (§§ 22 bis 25). bis 78). 

3. Inhalt der Wahlvorſchläge 26 ` a 
d'Ge S (ere, Gs; VII. Ausſcheiden von Abgeordneten (S$ 79, 

4. Mängelbeſeitigung (S§ 29 bis 33). 80). i 

5. Bildung der Wahlausſchüſſe (SS 34 VIII. Nach- und Wiederholungswahl (88 81 
bis 37). bis 87). 

6. Zulaſſung der Wahlvorſchläge und der 
Verbindungserklärungen ($$ 38 bis 41). IX. Koſten (§ 88), 

7. Bekanntgabe der Wahlvorſchläge, der Se 
Berdindungs und Anſchlußerklärungen X. Gemeinſame und Schlußbeſtimmungen 
(Gë 42 bis 44), (§§ 89 bis 92). 


J. Wahlunterlagen. 
1. Allgemeines. 


§ 1. 

Nach Ausſchreibung einer Landtagswahl haben die Gemeinden eine Lifte 
der Landtagswähler nach Sue und Vorname, Alter, Beruf, Wohnort oder 
Wohnung in alphabetiſcher Ordnung unter fortlaufender Nummer aufzuſtellen. 
Vor dem Eintrage jeder einzelnen Perſon iſt ihr Wahlrecht genau zu prüfen. 

Die Liſten können nach Geſchlechtern getrennt angelegt werden. 


EE 

Die Liſten können auch in der Art angelegt werden, daß die Straßen nach 

der alphabetiſchen Reihenfolge ihrer Namen oder die Stadtbezirke nach der Reihen 

folge ihrer Rummern oder Buchſtaben, innerhalb der Straßen oder Stadtbezirke 

die Häuſer nach ihrer Nummer und innerhalb jedes Hauſes die Wähler einge⸗ 
tragen werden. 


§ 2. SC 
In die Lifter find alle Landtagswähler einzutragen, die in der Gemeinde 
ihren Wohnort haben. e 
Perſonen, deren Wahlrecht ruht, find nicht in die Liſten aufzunehmen. 
Das gleiche gilt für Perſonen, die in der Ausübung des Wahlrechts behindert 
ſind, es ſei denn, daß anzunehmen iſt, daß der Behinderungsgrund am Wahltage 
nicht mehr beſteht. Sind ſie gleichwohl in die Liſten eingetragen, ſo iſt in der 
Spalte „Bemerkungen“ einzutragen „ruht“ oder „behindert“. 
Perſonen, deren Wahlrecht ruht, ſind nur die Soldaten der Wehrmacht 
für die Dauer der Zugehörigkeit zu ihr. Zu den Soldaten zählen die Mann⸗ 
schaften, Anteroffiziere, Deckoffiziere ſowie die Offiziere einſchließlich der Sanitäts-, 
Veterinär, Feuerwerks⸗ und Zeugoffiziere des Reichsheeres und der Reichsmarine. 
Die Militärbeamten dagegen gehören nicht zu den Soldaten der Wehrmacht. 


§ 3. 

Die Liſten ſollen mindeſtens vier Spalten zur Aufnahme der Vermerke 
über die erfolgte Stimmabgabe enthalten, damit ſie für Wiederholungs⸗ und Nach⸗ 
wahlen zum Landtag oder ſonſtige Wahlen und Abſtimmungen, die mit der 
Landtagswahl zuſammenfallen oder ihr in kurzer Friſt folgen, verwendbar ſind. 

S Die Liffen müſſen ferner eine Spalte für „Bemerkungen“ enthalten. 


2. Arten der Wählerverzeichniſſe. 


94. 


Die Siten können in Heftform nach dem in der Anlage beigefügten 


. Vordruck (Wählerliſte) oder in Kartothekform (Wahlkartei) angelegt werden. 
e d 


Die Wahlkartei muß fo beſchaffen fein, daß die Karten für jeden Wahl⸗ 
bezirk in einem oder mehreren Behältern verwahrt werden. Der Behälter muß 
mit Vorrichtungen verſehen fein, die jede einzelne Karte feſthalten und nach Ab- 
ſchluß der Wahlkartei jede willkürliche Herausnahme oder Einfügung von Karten 
unmöglich machen. Jede Karte muß Spalten zur Aufnahme der Vermerke über 
die erfolgte Stimmabgabe enthalten. 

Für den Vermerk der erfolgten Stimmabgabe zur Landtagswahl iſt gleich- 
mäßig ein und dieſelbe Spalte im ganzen Wahlbezirke vorzuſchreiben. 


. u 


3. Wahlſcheine. 


855 
Ein Wähler, der in der Wählerliſte oder Wahlkartei eingetragen tft, iſt 
auf Antrag mit einem Wahlſchein zu verſehen: 

1. wenn er in Ausübung des Berufs oder zur Erledigung perſönlicher 
oder öffentlicher (Wahl-) Angelegenheiten am Wahltag außerhalb feines 
Wohnorts ſich aufhält oder ihn ſo frühzeitig verlaſſen muß oder an 
ihn ſo ſpät zurückkehrt, daß er innerhalb der Wahlzeit dort nicht mehr 
wählen kann. Hierzu gehören namentlich 

a) Schiffer und Schiffsleute auf See- und Binnenſchiffen einſchließlich 
der mitfahrenden Angehörigen ihres Hausſtandes, 

bp) Floßführer und Floßleute, 

e) Bahn⸗ und Poſtbedienſtete, 

d) Geſchäftsreiſende und Wandergewerbetreibende, 

e) Wahlhelfer; , 


2. wenn er am Wahltag zu Kur- oder Erholungszwecken außerhalb feines 
Wohnorts ſich aufhält; 

3. wenn er infolge eines körperlichen Leidens oder Gebrechens in ſeiner 
Bewegungsfähigkeit behindert iſt und durch den Wahlſchein die Möglich- 
keit erhält, einen für ihn günſtiger gelegenen Wahlraum aufzuſuchen. 


. § 6. | 

Verlegt ein Wähler nach Ablauf der Friſt zur Auslegung der Wählerliſte 
oder Wahlkartei ſeine Wohnung in einen anderen Wahlbezirk, ſo iſt er berechtigt, 
fic) einen Wahlſchein ausſtellen zu laſſen. 


Ohne Eintragung in eine Wählerliſte oder Wahlkartei find auf Antrag mit 
einem Wahlſcheine zu verſehen: 

1. Wähler, die wegen Ruhens des Wahlrechts oder wegen Behinderung 
in ſeiner Ausübung in die Wählerliſte oder Wahlkartei nicht eingetragen 
waren, wenn der Grund hierfür nachträglich weggefallen tft; 

2. Auslanddeutſche und ehemalige Angehörige der Abtretungsgebiete, die 
nach Ablauf der Friſt zur Auslegung der Wählerliſten und Wahlkarteien 
ihren Wohnort in das Inland verlegt haben; 


Ee EE S 


3. Wähler, die in die Wählerliſte oder Wahlkartei nicht eingetragen waren, 
aber nachweiſen, daß ſie ohne ihr Verſchulden die Friſt zur Einlegung 
eines Enſpruchz hiergegen verſäumt haben. 


Wähler, deren Eintragung in der Wählerliſte oder Wahlkartei mit dem 
Vermerk „ruht“ oder „behindert“ verſehen worden iſt, ſind den nicht eingetragenen 
gleichzuachten, wenn der Grund des Vermerks nachträglich weggefallen iſt. 


§ 8. 

Zuſtändig zur Ausſtellung des Wahlſcheins iſt in den Fällen der ER 5 und 7 
die Gemeindebehörde des Wohnorts, in den Fällen des § 6 die Gemeindebehörde des 
bisherigen Wohnorts. 

Der Grund zur Ausſtellung eines Wahlſcheins iſt auf Erfordern glaub⸗ 
haft zu machen. Über ſeine Berechtigung zur Antragſtellung oder zur Empfang⸗ 
nahme des Wahlſcheins muß ſich der Antragſteller oder Empfänger gehörig aus⸗ 
weiſen. Uber die ausgeſtellten Wahlſcheine führt die Gemeindebehörde ein 


Verzeichnis. 


ER 

Wahlſcheine können noch am Tage vor der Wahl ausgeſtellt werden. 

In den größeren Gemeinden kann die Entgegennahme von Anträgen auf 
Ausſtellung von Wahlſcheinen ſchon am zweitletzten Tage vor dem Wahltage ge⸗ 
ſchloſſen werden. Der Gemeindevorſtand hat dies vorher in ortsüblicher Weiſe 
bekanntzugeben. f 5 

. § 10. 
Der Wahlſchein ift nach dem als Anlage 2 beigefügten Vordruck auszuſtellen. 


§ 11. x 
Haben Wähler einen Wahlſchein erhalten, jo ift in dev Spalte „Bemerkungen“ 
der Wählerliſte oder Wahlkartei in auffälliger Weiſe einzutragen: „Geſtrichen, 
Wahlſchein “. . 

Iſt im Zeitpunkt der Ausſtellung des Wahlſcheins die Wählerliſte oder 
Wahlkartei dem Wahlvorſteher bereits ausgehändigt, ſo iſt ihm bis zum Beginn 
der Wahlhandlung ein Verzeichnis der Wähler zu übermitteln, die wegen nachträg⸗ 
licher Ausſtellung eines Wahlſcheins in der Liſte oder Kartei zu ſtreichen ſind. 


§ 12. 


Die Gemeindebehörde hat die Zahl der ausgeſtellten Wahlſcheine dem Kreis⸗ 
wahlleiter mitzuteilen. Sind keine Wahlſcheine ausgeſtellt, fo ift Fehlanzeige zu 
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erſtatten. Der Kreiswahlleiter hat die Angaben nach kleineren Verwaltungs⸗ 
bezirken zuſammenzuſtellen und die Zuſammenſtellung dem Landeswahlleiter einzu⸗ 
ſenden. d ; 


4. Auslegung und Berichtigung der Wählerliſten und Wahlkarteien. 
G13: ‘ 

Der Miniſter des Innern beftimmt den Tag, von dem ab die Wählerliſten 
oder Wahlkarteien auszulegen ſind. Die Gemeindebehörde kann beſtimmen, daß 
die Wählerliſten oder Wahlkarteien länger als acht Tage, und zwar bis zu vier⸗ 
zehn Tagen ausgelegt werden. 

Der Gemeindevorſtand hat vor der Auslegung der Wählerliſten oder Wahl⸗ 
karteien in ortsüblicher Weiſe bekanntzugeben, wo, wie lange und zu welchen 
Tagesſtunden die Wählerliſten oder Wahlkarteien zu jedermanns Einſicht ausgelegt 
werden, ſowie in welcher Zeit und in welcher Weiſe Einſprüche gegen die Wähler⸗ 
liſten oder Wahlkarteien erhoben werden können. 


§ 14. 

Wer die Wählerliſte oder Wahlkartei für unrichtig oder unvollſtändig hält, 
kann dies bis zum Ablaufe der Auslegungsfriſt bei der Gemeindebehörde oder einem 
von ihr ernannten Beauftragten ſchriftlich anzeigen oder zur Niederſchrift geben. 
Soweit die Richtigkeit ſeiner Behauptungen nicht offenkundig iſt, hat er für ſie 
Beweismittel beizubringen. a f : 

Wenn der Einſpruch nicht ſofort für begründet erachtet wird, entſcheidet 
über ihn die nach § 91 zuſtändige Behörde. ? 

Die Entfcheidung muß binnen vierzehn Tagen nach Ablauf der Auslegungs— 
friſt erfolgt und den Beteiligten bekanntgegeben ſein. 


; § 15. : 

Im Falle einer Berichtigung der Wählerliſte oder Wahlkartei find die 
Gründe der Streichungen in Spalte „Bemerkungen“ afgugeber. Wenn das Wahl⸗ 
recht eines Wählers ruht oder wenn der Wähler in der Ausübung des Wahl— 
rechts behindert iſt, fo iſt nach § 2 Abſ. 2 Satz 3 zu verfahren. Ergänzungen find 
im Nachtrag in die Wählerliſte oder die Wahlkartei aufzunehmen. Etwaige Be- 
lege ſind der Wählerliſte oder Wahlkartei beizufügen. 


§ 16. aes | 

Nach Ablauf der Auslegungsfriſt können Wähler nur in Erledigung vecht- 
zeitig angebrachter Einſprüche in die Wählerliſte oder Wahlkartei aufgenommen 
oder darin geſtrichen werden. 

§ 17. f 

Die berichtigte Wählerliſte oder Wahlkartei iſt vom Gemeindevorſtand ab— 

zuſchließen. Hierbei hac er zu beſcheinigen, daß und wie lange die Wählerliſte 
Geſetzſammlung 1920. 91 


oder Wahlkartei ausgelegen hat, daß die Bekanntmachung hierüber und ebenſo 
die im § 47 vorgeſchriebenen ortsüblichen Bekanntmachungen erfolgt ſind, endlich, 
wieviel Wähler in die Liſte oder Kartei eingetragen ſind, deren Namen nicht mit 
einem Vermerk „ruht“, „behindert“ oder „geſtrichen“ verſehen wurden. 

Die Behälter der Wahlkarteien ſind durch Schlöſſer, Plomben oder Siegel 
ſo zu verſchließen, daß eine Entnahme oder Einfügung von Karten nicht mög⸗ 
lich iſt. 

§ 18. 

Der Gemeindevorftand hat die Wählerliſte oder Wahlkartei dem Wahlvor⸗ 
ſteher zu überſenden. 

In Wahlbezirken, die aus mehr als einer Gemeinde beſtehen, heften die 
Wahlvorſteher die ihnen aus den einzelnen Gemeinden zugehenden Wählerliſten 
zu einer Wählerliſte zuſammen. Dagegen ſind Wahlkarteien nicht zu vereinigen. 

Der Wahlvorſteher hat die Wählerliſte oder Wahlkartei bei Beginn der 
Wahlhandlung nach dem Verzeichnis der nachträglich ausgeſtellten Wahlſcheine zu 
berichtigen und am Schluß der Liſte oder Kartei einen Vermerk über die Zahl 
der nachträglich geſtrichenen und der hiernach noch verbleibenden Wahlberechtigten 
anzufügen. 

§ 19. 

Die Gemeindebehörden follen, ſoweit möglich, gegen Erftattung der Aus⸗ 
lagen Abſchriften der Wählerliſten oder Wahlkarteien erteilen oder die Anfertigung 
von Abſchriften zulaſſen. 


II. Wahlvorſchläge. 
1. Ernennung der Wahlleiter. 
i § 20. 

Die Kreis⸗ und Verbandswahlleiter ſowie ihre Stellvertreter ſind unver⸗ 
züglich nach Ausſchreibung der Wahlen zu ernennen. Die Ernennung iſt öffent⸗ 

lich bekanntzumachen und dem Landeswahlleiter mitzuteilen. 
Zum Verbandswahlleiter ſoll in der Regel einer der beteiligten Kreiswahl⸗ 

8 ) | 5 d 
leiter ernannt werden. 


§ 21. i f 
Die Kreis: und Verbandswahlleiter ernennt, falls ſich die Wahlkreiſe und 
-Wahlkreisverbände auf mehrere Regierungsbezirke der gleichen Provinz erſtrecken, 
ſowie für den Wahlkreis 2 (früherer Stadtkreis Berlin) der Oberpräſident, falls 
ſich die Wahlkreiſe und Wahlkreisverbände auf mehrere Provinzen erſtrecken, der 
Miniſter des Innern, ſonſt der Regierungspräſident. = 


— . 


r 
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2. e und Verbindung der Wahlvorſchläge. 
§ 22. 

Zur Einreichung von Kreiswahlvorſchlägen hat der Kreiswahlleiter, zur 
Einreichung von Erklärungen über die Verbindung von Kreiswahlvorſchlägen der 
Verbandswahlleiter durch eine Bekanntmachung in Blättern des Wahlkreiſes be- 
ziehungsweiſe des Wahlkreisverbandes, die zu amtlichen Veröffentlichungen dienen, 
aufzufordern. Iſt ein Kreiswahlleiter zugleich Verbandswahlleiter, ſo kann er 
eine gemeinſchaftliche. Bekanntmachung erlaſſen. Der Landeswahlleiter hat zur 
Einreichung von Landeswahlvorſchlägen durch eine Bekanntmachung im Reichs⸗ 
anzeiger und Preußiſchen e e 


§ 23. 


Die Bekanntmachung des Kreis- und des oben ſoll ſpäteſtens 
vier, die des Verbandswahlleiters ſpäteſtens drei Wochen vor dem Wahltag erfolgen. 
§ 24. 

In der Bekanntmachung find die Kalendertage zu bezeichnen, an denen ſpäteſtens 
die Wahlvorſchläge einzureichen, die Verbindungen von Kreiswahlvorſchlägen inner: 
halb des Wahlkreisverbandes und die Zurechnung . Reſtſtimmen auf einen 
Landeswahlvorſchlag zu erklären ſind. 

Die Bekanntmachung ſoll die Vorſchriften über Beſchaffenheit, und Inhalt 
der Wahlvorſchläge wiedergeben. Die Bekanntmachung des Kreiswahlleiters ſoll 
außerdem auf die Möglichkeit der Verbindung von Wahlvorſchlägen hinweiſen 
und erſehen laſſen, bei welchem Verbandswahlleiter und bis zu welchem Tage 
ſolche Verbindungserklärungen abzugeben find. In der Bekanntmachung des Kreis- 
und des Landeswahlleiters iſt ferner auf die Möglichkeit des Anſchluſſes von Kreis— 
wahlvorſchlägen an Landeswahlvorſchläge und die rechtliche Tragweite eines ſolchen 
Anſchluſſes oder eines Nichtanſchluſſes hinzuweiſen. 


§ 25. 
Wahlvorſchläge, Verbindungs⸗ und Anſchlußerklärungen können auch vor 
der öffentlichen Aufforderung eingereicht werden, ſobald der Kreiswahlleiter, der 
Verbandswahlleiter oder der Landeswahlleiter ernannt iſt. 


3. Inhalt der Wahlvorſchläge. 
§ 26. 

In den Wahlvorſchlägen ſollen die Bewerber mit Que und Vornamen 
aufgeführt und ihr Stand oder Beruf ſowie ihr Wohnort und ihre Wohnung 
ſo deutlich angegeben werden, daß über ihre Perſönlichkeit kein Zweifel beſteht. 
Sie ſind in erkennbarer Reihenfolge aufzuführen. 

91° 
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§ 27. 

Die Unterzeichner der Wahlvorſchläge ſollen ihren Unterſchriften die Angabe 
ihres Berufs oder Standes und ihres Wohnorts und ihrer Wohnung beifügen. 

Mit dem Wahlvorſchlage ſind einzureichen: 

1. die Erklärung der Bewerber, daß ſie der Aufnahme ihrer Namen in 
den Wahlvorſchlag zuſtimmen; 

2. die gemeindebehördliche Beſcheinigung, daß die Bewerber am Wahltage 
das fünfundzwanzigſte Lebensjahr vollendet haben, Reichsangehörige ſind, 
in Preußen wohnen und vom Wahlrecht nicht ausgeſchloſſen find; 

3. die gemeindebehördliche Beſcheinigung, daß die Unterzeichner des Wahl⸗ 
vorſchlags in die Wählerliſte oder Wahlkartei eingetragen oder mit 
einem Wahlſchein verſehen worden ſind. 

Die Gemeindebehörden haben die Beſcheinigungen auf Antrag gebührenfrei 

auszuſtellen. 
§ 28. 

Jeder Wahlvorſchlag fol mit einem auf die Parteiſtellung der Bewerber 
hinweiſenden oder einem ſonſtigen Kennworte verſehen ſein, das ihn von allen 
anderen Wahlvorſchlägen deutlich unterſcheidet. Irreführende Kennwörter ſind 
unzuläſſig. : 

Der Wahlvorſchlag muß nach § 17 des Landeswahlgeſetzes einen Ver⸗ 
trauensmann und einen Stellvertreter bezeichnen, die möglichſt am Sitze des 
Kreiswahlleiters wohnen. 


4. Mängelbeſeitigung. 
§ 29. 
Die Wahlleiter haben die Vertrauensmänner unverzüglich zur Beſeitigung 
von Mängeln der Wahlvorſchläge oder der Erklärungen nach §§ 15 und 18 des 


Landeswahlgeſetzes oder zur Nachbringung der Beſcheinigungen nach § 27 Abſ. 2 


der Landeswahlordnung aufzufordern. 

Mängel können nicht mehr beſeitigt werden bei Kreiswahlvorſchlägen, wenn 
dieſe feſtgeſetzt, bei Landeswahlvorſchlägen, wenn dieſe veröffentlicht ſind. Das 
gleiche gilt für die Erklärungen über die Verbindung von Wahlvorſchlägen, wenn der 
Verbandswahlausſchuß über ihre Zulaſſung beſchloſſen hat, für die Erklärungen 
über den Anſchluß von Kreiswahlvorſchlägen an Landeswahlvorſchläge, wenn die 
Friſt des § 18 Satz 2 des Landeswahlgeſetzes abgelaufen iſt. 

Bewerber, die auf mehreren Wahlvorſchlägen desſelben Wahlkreiſes oder 
mehreren Landeswahlvorſchlägen benannt ſind, müſſen dem Wahlleiter inner⸗ 
halb der von ihm geſetzten Friſt erklären, für welchen Wahlvorſchlag ſie ſich 
entſcheiden. 
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$ 30. 
Bewerber, gegen deren Wählbarkeit der Wahlleiter Bedenken erhebt, können 
bei Kreiswahlvorſchlägen bis zu ihrer Feſtſetzung, bei Landeswahlvorſchlägen bis 
zu ihrer Veröffentlichung durch andere erſetzt werden. 


8 

Der Wahlleiter ſoll darauf hinwirken, daß nicht dieſelben Unterſchriften 
unter mehreren Wahlvorſchlägen ſtehen. Die gleichen Perſonen können nicht als 
Vertrauensmänner für mehrere Landeswahlvorſchläge oder mehrere Kreiswahl⸗ 
vorſchläge benannt werden. 

§ 32. 

Sind Erklärungen abgegeben worden, nach denen Kreiswahlvorſchläge, die 
ſich verſchiedenen Landeswahlvorſchlägen angeſchloſſen haben, ſich verbinden wollen, 
ſo hat der Verbandswahlleiter durch eine Verhandlung mit den Vertrauens⸗ 
männern auf Einhaltung der Vorſchriften über die Verbindung von Wahlvor⸗ 
ſchlägen hinzuwirken. : 

Der Vertrauensmann kann gegen Verfügungen, die der Wahlleiter auf 
Grund der §§ 29 bis 32 erläßt, die Entſcheidung des Wahlausſchuſſes anrufen. 


§ 33. 


5. Bildung der Wahlausſchüſſe. 
§ 34. 3 

Zur Bildung des Wahlausſchuſſes beruft der Kreiswahlleiter vier Wähler 
aus dem Wahlkreis, zur Bildung des Verbandswahlgusſchuſſes der Verbands⸗ 
wahlleiter vier Wähler aus dem Wahlkreisverband, zur Bildung des Landes⸗ 
wahlausſchuſſes der Landeswahlleiter ſechs Wähler aus beliebigen Wahlkreiſen 
und verpflichtet ſie durch Handſchlag. Für jeden einzelnen Beiſitzer beſtimmt der 
Wahlleiter Stellvertreter, die bei Behinderung oder beim Ausſcheiden des Bei- 
ſitzers für ihn einzutreten haben. 

Beiſitzer eines Kreiswahlausſchuſſes können gleichzeitig Beiſitzer eines Ver⸗ 
bandswahlausſchuſſes fein. Die Beiſitzer der Kreis- und Verbandswahlausſchüſſe 
ſowie ihre Stellvertreter ſollen aus den verſchiedenen, in den beteiligten Bezirken 
vertretenen Parteien, die des Landeswahlausſchuſſes aus den größten Parteien 
des Landes berufen werden. Wegen der Auswahl ſoll der Wahlleiter die Partei⸗ 
leitungen hören. i f 

Der Landeswahlausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden 
vier Beiſitzer oder Stellvertreter anweſend ſind. 

Die Vertrauensmänner und ihre Stellvertreter können nicht Beiſitzer ſein. 


f 6235. 
Die Namen der Beiſitzer und der Stellvertreter find von den Wahlleitern 
öffentlich bekanntzugeben. Die Bekanntmachung des Kreiswahlleiters iſt tunlichſt 
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mit der Bekanntmachung über die Einreichung von Kreiswahlvorſchlägen, die 
Bekanntmachung des Verbandswahlleiters mit der Bekanntmachung über die Ein⸗ 
reichung von Verbindungserklärungen, die Bekanntmachung des Landeswahlleiters 
mit der Bekanntmachung über die Einreichung von Landeswahlvorſchlägen zu ver⸗ 
binden. Sonſt erfolgt die Bekanntmachung nach den Beſtimmungen des § 23. 


$ 36. 
Die Wahlleiter haben zu den Verhandlungen der Wahlausſchüſſe Schrift⸗ 
führer zuzuziehen, die in gleicher Weiſe wie die Beiſitzer zu verpflichten ſind. 


Vote 
Die Beiſitzer der Ausſchüſſe erhalten keine Vergütung. Sie find daher 
möglichſt aus den Wählern des Sitzes des Wahlausſchuſſes zu berufen. Soweit 
ſie außerhalb ihres Wohnorts tätig ſind, erhalten ſie Reiſekoſten und Tagegelder 
nach den Sätzen, die für die Mitglieder der höheren Verwaltungsbehörden gelten. 


. Zulafjung der Wahlvorſchläge und der Verbindungserklärungen. 
$ 38. 

Der Wahlleiter beſtimmt Zeit und Ort der Sitzungen des Wahlausſchuſſes 
und gibt ſie öffentlich bekannt. i 
Die Wahlausſchüſſe entſcheiden in öffentlicher Sitzung über die Zulaſſung 
der Wahlvorſchläge und der Verbindung von Kreiswahlvorſchlägen innerhalb eines 
Wahlkreisverbandes. 

§ 39. 

In den Wahlvorſchlägen werden die Namen der Bewerber geſtrichen, deren 
Perſönlichkeit nicht feſtſteht, deren Zuſtimmungserklärung fehlt, die nachgewieſener⸗ 
maßen nicht wählbar ſind oder die auf mehreren Kreiswahlvorſchlägen desſelben 
Wahlkreiſes oder auf mehreren Landeswahlvorſchlägen benannt ſind. Ferner werden 
Bewerber eines Landeswahlvorſchlags, die zugleich in einem Kreiswahlvorſchlag 
benannt find, im Landeswahlvorſchlag geſtrichen, wenn die Erklärung nach § 18 
des Landeswahlgeſetzes ſich auf einen anderen Landeswahlvorſchlag bezieht. 

Bewerber, die auf demſelben Wahlvorſchlag mehrmals benannt ſind, gelten 
als nur einmal vorgeſchlagen. 5 a 

80 

Nicht zuzulaſſen find Wahlvorſchläge oder Verbindungen von folchen, die 
verſpätet eingereicht oder erklärt ſind oder den geſetzlichen Erforderniſſen nicht 
entſprechen. 


Kommt bei der Verhandlung nach § 32 eine Einigung nicht zuſtande, ſo 
ſind die in Betracht kommenden Verbindungen nicht zuzulaſſen. f 
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SE ¢ AL. 

Trägt ein Wahloorſ chlag kein Kennwort, fo gilt der Name des Bewerbers, 
der in dem Wahlvorſchlag an erſter Stelle genannt iſt, als Kennwort des Wall 
Vorſchlags. 


7. Bekanntgabe der Wahlvorſchläge, der Verbindungs- und Anſchluß⸗ 
erklärungen. 
. § 42. 

Der Kreiswahlleiter teilt die Kreiswahlvorſchläge unmittelbar nach ihrer 
Feſtſetzung, die Anſchlußerklärungen unmittelbar nach Ablauf der Einreichungsfriſt 
dem Verbandswahlleiter und dem Landeswahlleiter, der Verbandswahlleiter die 
Verbindungserklärungen ſo, wie ſie zugelaſſen ſind, dem Landeswahlleiter und 
den ne der beteiligten Wahlkreiſe mit. 


§ 43. 

Der er Landeswahlleiter veröffentlicht die Landes wahlvorſchläge ſo, wie ſie zu⸗ 
gelaſſen ſind, in fortlaufender Nummernfolge und mit Angabe des Kennworts, 
jedoch unter Weglaſſung der Namen der Unterzeichner und Vertrauensmänner, 
im Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger und teilt ſie äech den 
Leitern der beteiligten Wahlkreiſe und Wahlkreisverbande mit. 


§ 44, 

Der Kreiswähleter hat ſpäteſtens am vierten Tag vor der Wahl die 
Kreiswahlvorſchläge ſamt den Verbindungs⸗ und Anſchlußerklärungen ſowie die 
Landeswahlvorſchläge, denen ſich Wahlvorſchläge aus SC Wahlkreis angeſchloſſen 
haben, in der zugelaſſenen Form, jedoch unter Weglaſſung der Namen der Unter⸗ 
zeichner und Vertrauensmänner der Wahlvorſchläge, durch Blätter bekanntzumachen, 
die innerhalb des Wahlkreiſes amtlichen Veröffentlichungen dienen. Die Kreis⸗ 
wahlvorſchläge ſind als ſolche zu bezeichnen und mit fortlaufender Nummer zu 
ver eben. 

! In der Bekanntmachung ſoll die rechtliche Medea e der Kreiswahlvorſchläge, 
ihrer Verbindung im Wahlkreisverband und des Anſchluſſes SS Kreis- an Landes: 
BO E erläutert werden. 


III. Sonſtige Stiet 


Er Bildung der elite, 
S $ 45. 
Die Mog ren zung der Wahlbezirke erfolgt nach den Settichen Verhältniſſn. 
Hierbei iſt davon auszugehen, allen Wählern die Teilnahme an der Landtagswahl 
lichſt zu erleichtern. Kein Wahlbezirk ſoll mehr als 2500 Einwohner um⸗ 
BA Die Wahlbezirke dürfen jedoch nicht fo klein e werden, 1 das 
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Wahlgeheimnis beeinträchtigt werden könnte. Die Verwaltungsbezirksgrenzen ſollen 
eingehalten werden. 

Die zuſtändigen Behörden haben die Abgrenzung der Wahlbezirke dem Kreis⸗ 
wahlleiter unverzüglich mitzuteilen. 


2. Beſtimmung der Wahlräume. 
§ 46. 

Bei der Ernennung des Wahlvorſtehers und feines Stellvertreters ift von 
der zuſtändigen Behörde zugleich der Raum zu beſtimmen, in dem die Wahl vor- 
zunehmen iſt. 

In großen Wahlbezirken, in denen ſich eine Teilung der Wählerliſten oder 
Wahlkarteien als zweckmäßig erweiſt, ſowie in Wahlbezirken, in denen nach Ge- 
ſchlechtern getrennt gewählt wird (§ 1 Abſ. 2), können die Wahlen gleichzeitig in 
zwei verſchiedenen Räumen desſelben Gebäudes oder in zwei verſchiedenen Ge⸗ 
bäuden oder an zwei verſchiedenen Tiſchen desſelben Wahlraums vorgenommen 


werden. Für jeden Wahlraum oder Wahltiſch iſt ein beſonderer Wahlvorſtand 


zu bilden. 
3. Bekanntmachung der Wahl. 
- § 47. 

Die Abgrenzung der Wahlbezirke, die Ernennung des Wahlvorſtehers und 
ſeines Stellvertreters, die Beſtimmung des Wahlraums ſowie Tag und Stunde 
der Wahlen ſind vor dem Wahltag von den Gemeindevorſtänden in ortsüblicher 
Weiſe bekanntzugeben. Als ortsübliche Bekanntgabe genügt die Veröffentlichung 
mittels Plakatanſchlags. a 

Die Bekanntmachung ſoll ſpäteſtens am ſiebenten Tag vor dem Wahl⸗ 
tag erfolgen. Ein Abdruck der Bekanntmachung iſt dem Wahlvorſteher zur Be⸗ 
nutzung bei der Wahl auszuhändigen. : 


IV. Stimmabgabe. 


§ 48. 
Die Wahlzeit dauert in der Zeit vom 1. April bis 30. September von 
8 Uhr vormittags bis 5 Uhr nachmittags, ſonſt von 9 Uhr vormittags bis 
6 Uhr nachmittags. In Wahlbezirken mit weniger als 1000 Einwohnern kann 
die zur Abgrenzung der Wahlbezirke zuſtändige Behörde die Wahlzeit abkürzen; 
die Wahlzeit darf jedoch nicht ſpäter als 10 Uhr vormittags beginnen und, un⸗ 
beſchadet der Beſtimmung des § 56 Abſ. 2, nicht vor 5 Uhr nachmittags ſchließen. 


§ 49. 
Der Wahlvorſteher beruft unter Berückſichtigung der verſchiedenen Parteien 
aus den Wählern ſeines Wahlbezirkes drei bis ſechs Beiſitzer und einen Schrift- 


führer und lädt die Mitglieder des Wahlvorſtands ein, bei Beginn der Wahl⸗ 
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handlung zur Bildung des Wahlvorſtands im Wahlraum zu erſcheinen. Cr 

ſcheint nicht die genügende Anzahl, ſo ernennt der Wahlvorſteher aus den an⸗ 

weſenden Wählern die erforderliche Zahl von Mitgliedern des Wahlvorſtands. 
Die Mitglieder des Wahlvorſtands erhalten keine Vergütung. 


$ 50. 

Der Tiſch, an dem der Wahlvorſtand Platz nimmt, ſoll fo aufgeftellt 
werden, daß er von allen Seiten zugänglich iſt. 

An dieſen Tiſch wird ein verdecktes Gefäß (Wahlurne) zum Hineinlegen 
der Stimmzettel geſtellt. Der Boden der Wahlurne ſoll viereckig ſein. Im 
Innern gemeſſen muß ihre Höhe mindeſtens 90 Zentimeter und der Abſtand jeder 
Wand von der gegenüberliegenden Wand mindeſtens 35 Zentimeter betragen. Im 
Deckel muß die Wahlurne einen Spalt haben, der nicht breiter als 2 Zentimeter 
ſein darf und durch den die Umſchläge mit den Stimmzetteln hindurchgeſteckt 
werden müſſen. Vor dem Beginn der Abſtimmung hat ſich der Wahlvorſtand 
davon zu überzeugen, daß die Wahlurne leer iſt. Von da ab bis zur Heraus⸗ 
nahme der Umſchläge mit den Stimmzetteln nach Schluß der Abſtimmung darf 
die Wahlurne nicht wieder geöffnet werden. 

Durch Bereitſtellung eines oder mehrerer Nebenräume, die nur durch den 
Wahlraum betretbar oder unmittelbar mit ihm verbunden ſind, oder durch Vor⸗ 
richtungen an einem oder mehreren von dem Vorſtandstiſch getrennten Neben⸗ 
tiſchen iſt Vorſorge zu treffen, daß der Wähler ſeinen Stimmzettel unbeobachtet 
in den Umſchlag zu legen vermag. 

Je ein Abdruck des Landeswahlgeſetzes, dieſer Wahlordnung und der nach 
§ 44 für den Wahlkreis erlaſſenen Bekanntmachung iſt im Wahlraum auszulegen. 


$ 51. 

Die Stimmzettel müſſen von weißem oder weißlichem Papier und dürfen 
mit keinem Kennzeichen verſehen ſein; die Verwendung von Zeitungspapier iſt 
zuläffig. Die Stimmzettel ſollen 9: 12 Zentimeter groß fein und find von dem 
Wähler in einem mit amtlichem Stempel verſehenen Umſchlag, der kein unzu⸗ 
läffiges Kennzeichen haben darf, abzugeben. Die Umſchläge ſollen 12:15 Zenti⸗ 
meter groß und aus undurchſichtigem Papier hergeſtellt ſein, ſie ſind in der 
erforderlichen Zahl bereitzuhalten. 

Im Wahlraum dürfen Stimmzettel weder aufgelegt noch verteilt werden. 
Der Wahlvorſteher hat die ihm zur Verwendung übergebenen Stimmzettel am 
Eingang zum Wahlraum oder davor ſo aufzulegen, daß ſie von den zur Stimm⸗ 
abgabe erſcheinenden Wählern entnommen werden können. 


: § 52. 
Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahlvorſteher den Schrift⸗ 
führer und die Beiſitzer durch Handſchlag verpflichtet und ſo den Wahlvorſtand bildet. 
Geſetzſammlung 1920. 92 
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In keiner Zeit der Wahlhandlung dürfen weniger als drei Mitglieder des 
Wahlvorſtands gegenwärtig ſein. Der Wahlvorſteher und der Schriftführer 
dürfen ſich während der Wahlhandlung nicht gleichzeitig entfernen; verläßt einer 
von ihnen vorübergehend den Wahlraum, ſo iſt mit ſeiner Vertretung der Stell⸗ 
vertreter des Wahlvorſtehers oder ein anderes Mitglied des Wahlvorſtands zu 
beauftragen. 

853. 

Zutritt zum Wahlraum hat jeder Wähler. Anſprachen darf niemand 
darin halten. Nur der Wahlvorſtand darf über das Wahlgeſchäft beraten und 
beſchließen. : 

Der Wahlvorſtand kann jeden aus dem Wahlraum verweiſen, der die 
Ruhe und Ordnung der Wahlhandlung ſtört; ein Wähler des Wahlbezirks, der 
hiervon betroffen wird, darf vorher ſeine Stimme abgeben. 


$ 54. 

Der Wahlvorſteher leitet die Wahl. 

Der Wähler, der ſeine Stimme abgeben will, nimmt einen abgeſtempelten 
Umſchlag aus der Hand einer Perſon, die der Wahlvorſtand in der Nähe des 
Zugangs zu dem Nebenraum oder Nebentiſch (§ 50 Abſ. 3) aufgeſtellt hat. 
Er begibt ſich ſodann in den Nebenraum oder an den Nebentiſch, ſteckt dort 
ſeinen Stimmzettel in den Umſchlag, tritt an den Vorſtandstiſch, nennt ſeinen 
Namen und auf Erfordern ſeine Wohnung und übergibt, ſobald der Schrift⸗ 
führer den Namen in der Wählerliſte oder Wahlkartei aufgefunden hat, den 
Umſchlag mit dem Stimmzettel dem Wahlvorſteher, der ihn ſofort uneröffnet in 
die Wahlurne legt. 

Inhaber von Wahlſcheinen nennen ihren Namen und übergeben den Wahl⸗ 
ſchein dem Wahlvorſteher, der ihn nach Prüfung dem Schriftführer weiterreicht. 
Entſtehen Zweifel über die Echtheit oder den rechtmäßigen Beſitz des Wahlſcheins, 
ſo hat der Wahlvorſtand dieſe nach Möglichkeit aufzuklären und über die 
Zulaſſung oder Abweiſung des Wählers Beſchluß zu faſſen. Der Vorgang iſt 
in der Wahlniederſchrift kurz zu ſchildern. 

Wähler, die durch körperliche Gebrechen behindert ſind, ihre Stimmzettel 
eigenhändig in den Umſchlag zu legen und dieſe dem Wahlvorſteher zu übergeben, 
dürfen ſich der Beihilfe einer Vertrauensperſon bedienen. 

Stimmzettel, die nicht in dem abgeſtempelten Umſchlag oder die in einem 
mit einem Kennzeichen verſehenen Umſchlag abgegeben werden, hat der Wahl⸗ 
vorſteher zurückzuweiſen, ebenſo die Stimmzettel von Wählern, die ſich nicht in 
den Nebenraum oder an den Nebentiſch begeben haben. 

Der Wahlvorſteher hat darauf zu halten, daß die Wähler in dem Neben⸗ 
raum oder an dem Nebentiſch nur ſo lange verweilen, als unbedingt erforderlich 
iſt, um den Stimmzettel in den Umſchlag zu ſtecken. 
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8 
Der Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe jedes Wählers neben deſſen i 
Namen in der Wählerliſte oder Wahlkartei und ſammelt die Wahlſcheine. 


§ 56. 

Nach Schluß der Wahlzeit dürfen nur noch die Wähler zur Stimmabgabe 
zugelaſſen werden, die in dieſem Zeitpunkt im Wahlraum ſchon anweſend waren. 
Hierauf erklärt der Wahlvorſteher die Abſtimmung für geſchloſſen. 

Haben alle in der Wählerliſte oder der Wahlkartei eingetragenen Wähler 
abgeſtimmt und iſt anzunehmen, daß Inhaber von Wahlſcheinen nicht mehr 
kommen oder, falls ſolche noch kommen ſollten, den Wahlraum eines benachbarten 
Wahlbezirks noch vor Schluß der allgemeinen Wahlzeit erreichen, ſo kann der 
Wahlvorſteher auf einſtimmigen Beſchluß des Wahlvorſtands die Abſtimmung 
ſchon vor dem Schluß der allgemeinen oder der beſonders angeordneten Wahlzeit 
($ 48 Satz 2) für geſchloſſen erklären. 


8 - 

Rach Schluß der Abſtimmung werden die Umſchläge aus der Wahlurne 
genommen und uneröffnet gezählt. Zugleich wird die Zahl der Abſtimmungs⸗ 
vermerke in der Wählerliſte oder Wahlkartei und die Zahl der Wahlſcheine feſt⸗ 
geſtellt (§ 55). Ergibt ſich dabei auch nach wiederholter Zählung eine Ver⸗ 
ſchiedenheit, ſo iſt dies in der Wahlniederſchrift anzugeben und, ſoweit möglich, 
zu erläutern. b 


V. Ermittlung und Prüfung des Abſtimmungsergebniſſes im Wahlbezirk. 
§ 58. 

Unmittelbar nach der Zählung der Umſchläge und Abſtimmungsvermerke 
iſt die Ermittlung und Prüfung des Abſtimmungsergebniſſes in der Weiſe vor⸗ 
zunehmen, daß ein Beiſitzer die Umſchläge öffnet, die Stimmzettel herausnimmt 
und ſie dem Wahlvorſteher übergibt, der ſie laut vorlieſt und nebſt den Umſchlägen 
einem anderen Beiſitzer zur Aufbewahrung bis zum Ende der Wahlhandlung 
übergibt. 

KE 

Ungültig find Stimmzettel: 

1. die nicht in einem amtlich abgeſtempelten Umſehlag oder die in einem 
mit einem unzuläſſigen Kennzeichen verſehenen Umſchlag übergeben 
worden find; 

die nicht von weißem oder weißlichem Papier find; 

die mit einem Kennzeichen verſehen ſind; 

die keinen Namen oder keine Angabe, aus der die Perſon mindeſtens 
eines Bewerbers unzweifelhaft zu erkennen iſt, und auch keine oder 
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keine erkennbare Bezeichnung eines Kreiswahlvorſchlags mit der Nummer 
aus der amtlichen Bekanntgabe enthalten; , 

5. die eine Verwahrung oder einen Vorbehalt gegenüber allen Bewerbern 

enthalten; BBE 

6. die Namen aus verſchiedenen Kreiswahlvorſchlägen oder Bezeichnungen 

verſchiedener Kreiswahlvorſchläge enthalten; 

7. die ausſchließlich auf andere als die in den öffentlich bekanntgegebenen 

Kreiswahlvorſchlägen aufgeführten Perſonen lauten; 

8, denen ein Druck oder Schriftſtück beigefügt iſt. 

Mehrere in einem Umſchlag enthaltene gleichlautende Stimmzettel gelten 
als eine Stimme, in einem Umſchlag enthaltene, auf verſchiedene Kreiswahl⸗ 
vorſchläge lautende Stimmzettel ſind ungültig. 

Die gültigen Stimmzettel ſind ohne Rückſicht auf ihre Vollſtändigkeit und 
die Reihenfolge der Benennungen den einzelnen Kreiswahlvorſchlägen zuzurechnen. 


$ 60. i 
Der Schriftführer verzeichnet in der Zählliſte jede dem einzelnen Kreis⸗ 
wahlvorſchlag zugefallene Stimme und zählt die Stimmen laut. 
Einer der Beiſitzer führt gleichzeitig eine Gegenliſte. Das Muſter für die 
, Zahl und Gegenliſte ergibt ſich aus dem Vordruck in Anlage 3. 
I Zählliſte und Gegenliſte find von dem Wahlvorſteher und dem Mitglied 
. des Wahlvorſtands, das die Liſte geführt hat, zu unterzeichnen und der Wahl⸗ 
niederſchrift als Anlage beizufügen. ` 


$ 61. : 
Unmittelbar nach Ermittlung des Abſtimmungsergebniſſes hat der Wahl⸗ | 
vorſteher das Ergebnis dem Kreiswahlleiter auf ſchnellſtem Wege (Fernfprecher, 
Telegramm, Eilbote) mitzuteilen. In dieſer Mitteilung ſind die Kreiswahlvorſchläge 
einzeln mit der auf ſie gefallenen Stimmenzahl anzugeben. 

„Der Kreiswahlleiter kann anordnen, daß die Ergebniſſe aus ſämtlichen 
Wahlbezirken einer größeren Gemeinde oder auch eines ganzen Verwaltungsbezirks | 
zunächſt von der Gemeindebehörde oder der unteren Verwaltungsbehörde gefammelt, f 
zuſammengeſtellt und in einem Geſamtergebnis dem Kreiswahlleiter gleichfalls ` 
auf ſchnellſtem Wege mitgeteilt werden. 5 

Der Kreiswahlleiter ſtellt die Ergebniſſe aus allen Wahlbezirken (Gemeinden) 
zuſammen und teilt ſpäteſtens um 8 Uhr abends am Tag nach dem Wahltag 
dem Landeswahlleiter telephoniſch oder telegraphiſch mit, wieviel Stimmen ins⸗ 
geſamt den einzelnen Kreiswahlvorſchlägen zugefallen find, gegebenenfalls auch, 
aus wieviel Gemeinden das Ergebnis noch ausſteht. , 

Sobald alle Meldungen gemäß Abſ. 1 und 2 vorliegen, iſt das Ergebnis 
durch Eilbrief dem Landeswahlleiter mitzuteilen. 


; 
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§ 6 
Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit oder Ungültigkeit der Wahlvorſtand 
Beſchluß faſſen muß, ſind mit fortlaufenden Nummern zu verſehen und der 
Niederſchrift beizufügen. In der Niederſchrift ſind die Gründe kurz anzugeben, 
aus denen die Stimmzettel für gültig oder ungültig erklärt worden ſind. 
Wenn ein Stimmzettel wegen der Beſchaffenheit des Umſchlags für ungültig 
erklärt worden iſt, iſt auch der Umſchlag anzuſchließen. 


§ 63. 

Alle Stimmzettel, die nicht nach $ 62 der Wahlniederſchrift beizufügen find, 
hat der Wahlvorſteher in Papier einzuſchlagen, zu verſiegeln und der Gemeinde— 
behörde zu übergeben, die ſie verwahrt, bis die Wahl für gültig erklärt worden 
iſt oder EE angeordnet find, 


§ 64. 

Die Wählerliſte oder Wahlkartei nebſt den Wahlſcheinen wird der Gemeinde- 
behörde zur Aufbewahrung unter Verſchluß übergeben; ſie darf außer in den 
geſetzlich zugelaſſenen Fällen anderweitig erſt dann verwendet werden, wenn die 
Wahl für gültig erklärt oder eine Neuwahl angeordnet iſt. 


§ 65. 

Der Wahlvorſteher hat die Umſchläge, ſoweit ſie nicht ber Wahhnieder; 
ſchrift beizufügen ſind, der Gemeindebehörde zur weiteren Verwendung zurück— 
zugeben. 

§ 66. 

Über die Wahlhandlung iſt eine Niederſchrift, (Wahlniederſchrift nach dem 

in der Anlage 4 beigefügten Vordruck aufzunehmen. f 


§ 67. 

Die Wahlniederſchriften mit ſämtlichen zugehörigen, als Anlagen fortlaufend 
zu numerierenden Schriftſtücken ſind von den Wahlvorſtehern ungeſäumt den im 
§ 91 genannten Behörden einzureichen. 

Dieſe haben die Vorlagen der Wahlvorſteher unverzüglich auf ihre Voll 
ſtändigkeit zu prüfen, zu ergänzen, Unſtimmigkeiten aufzuklären und die Vorlagen 
geſammelt ſo zeitig dem Kreiswahlleiter einzureichen, daß ſie ſpäteſtens im Laufe 
des dritten Tages nach dem Wahltag in deſſen Hände gelangen. 

Die Kreis swahlleiter haben dafür zu ſorgen, daß die Überſendung der 
e a Sammelkuriere möglicht raſch und ſicher geſchieht. 


VI. Feſtſtellung des Wahlergebniſſes. 
68. 


Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes beruft der Klenke den Wahl⸗ 
ausſchuß, ſobald der Eingang ſämtlicher Wahlniederſchriften aus den Wahlbezirken 
zu erwarten iſt. Er beſtimmt Zeit und Ort der Sitzung. 

Die Verhandlungen des Wahlausſchuſſes ſind öffentlich. 
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§ 69. 

In der Sitzung des Wahlausſchuſſes werden die Niederſchriften über die 
Wahlen in den einzelnen Wahlbezirken durchgeſehen und die Ergebniſſe der Wahlen 
zuſammengeſtellt. 

Geben die Wahlen in einzelnen Wahlbezirken zu Bedenken Anlaß, ſo kann 
der Kreiswahlleiter die von den Gemeindebehörden aufbewahrten Stimmzettel, 
Wählerliſten oder Wahlkarteien und Wahlſcheine einfordern und dem Wahlausſchuß 
zur Einſicht vorlegen. 


§ 70. 
Der Wahlausſchuß ermittelt das Wahlergebnis nach den §§ 29, 30 des 


Landeswahlgeſetzes; Rechenfehler werden berichtigt. Sonſtige Bedenken ſind in 


der Niederſchrift zu vermerken. Reſtſtimmen, die auf verbundene Wahlvorſchläge 
gefallen ſind, werden dem Verbandswahlleiter, Reſtſtimmen, die auf Wahlvorſchläge 
gefallen ſind, die nur einem Landeswahlvorſchlag angeſchloſſen ſind, werden dem 
Landeswahlleiter mitgeteilt. Werden dem Verbandswahlausſchuß Reſtſtimmen 
überwieſen, ſo iſt dem Verbandswahlleiter gleichzeitig mitzuteilen, wieviel Stimmen 
auf den beteiligten Kreiswahlvorſchlag überhaupt abgegeben worden ſind. 


§ 71. 

Der Kreiswahlleiter hat unmittelbar nach der Ermittlung des Wahlergeb⸗ 
niſſes dem Landeswahlleiter telephoniſch oder telegraphiſch mitzuteilen, wieviel 
Stimmen und wieviel Sitze den einzelnen Kreiswahlvorſchlägen zugefallen ſind. 
Die Mitteilung iſt ſofort durch Abſendung einer Geſamtüberſicht nach dem in 
der Anlage 5 beigefügten Vordruck durch Eilbrief zu beſtätigen. 


872. 

Der Verbandswahlausſchuß ſtellt auf Grund der Überweiſungen von Reſt⸗ 
ſtimmen und der Mitteilung der Kreiswahlleiter nach § 31 des Landeswahl⸗ 
geſetzes feſt, wieviel Abgeordnetenſitze auf die Reſtſtimmen der im Wahlkreis⸗ 
verband verbundenen Kreiswahlvorſchläge entfallen und welchem Kreiswahlvor⸗ 
ſchlag Sitze hiernach noch zukommen. 

Die Zuteilung der Sitze iſt den beteiligten Kreiswahlleitern, die im Wahl⸗ 
kreisverband nicht verbrauchten oder nicht berückſichtigten Reſtſtimmen ſind dem 
Landeswahlleiter mitzuteilen. 

Die Verhandlungen des Verbandswahlausſchuſſes ſind öffentlich. Über 
fie iſt eine Niederſchrift aufzunehmen und von ſämtlichen Mitgliedern des Wahl 
ausſchuſſes zu unterſchreiben. 5 

Der Verbandswahlleiter hat die Niederſchrift mit ſämtlichen zugehörigen 
Schriftſtücken dem Landeswahlleiter einzuſenden. 


Ed 
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§ 73. 


Der Kreiswahlausſchuß verteilt, wenn verbundene Wahlvorſchläge nicht 


vorhanden find, nach Ermittlung des Wahlergebniſſes ($ 70), ſonſt nach Ein- 
treffen der Mitteilung des Verbandswahlleiters (§ 72) die Abgeordnetenſitze auf 
die einzelnen Kreiswahlvorſchläge, erklärt die erforderliche Anzahl von Abgeord⸗ 
neten für gewählt und ſtellt die Reihenfolge der Erſatzmänner feſt. 


§ 74. 5 

Unmittelbar nach der Verteilung der Abgeordnetenſitze auf die einzelnen 
Kreiswahlvorſchläge hat der Kreiswahlleiter eine Nachweiſung der gewählten Ab- 
geordneten nach dem in der Anlage 6 beigefügten Vordrucke durch Eilbrief an den 
Landeswahlleiter einzuſenden. 

8 75. 

Der Kreiswahlleiter hat die Gewählten von der auf ſie gefallenen Wahl 
zu benachrichtigen und ſie unter Hinweis auf Abſ. 2 aufzufordern, ſich binnen 
einer Woche nach Zuſtellung der Nachricht beim Landeswahlleiter über die An⸗ 
nahme oder Ablehnung der Wahl zu erklären. Die Wahl gilt als angenommen, 
wenn innerhalb dieſer Friſt keine Erklärung eingeht. Annahme unter Vorbehalt 
gilt als Ablehnung. ) 

Iſt ein Bewerber für mehrere Wahlkreiſe gewählt, fo hat er zu erklären, 
für welchen Wahlkreis er die Wahl annimmt. 

Der Kreiswahlleiter veröffentlicht die Namen der für gewählt Erklärten, 
der Erſatzmänner ſowie die Zahl der überhaupt und der für die einzelnen Wahl⸗ 
vorſchläge abgegebenen gültigen, der überhaupt abgegebenen ungültigen Stimmen 
und die Zahl der Stimmen, die im Wahlkreis oder Wahlkreisverband unberück⸗ 
ſichtigt geblieben ſind. 

§ 76. i 

Über die Verhandlungen des Kreiswahlausſchuſſes iſt eine Niederſchrift 
nach dem in Anlage 7 beigefügten Vordruck aufzunehmen und von ſämtlichen 
Mitgliedern des Wahlausſchuſſes zu unterſchreiben. 

Der Kreiswahlleiter ſendet die Niederſchrift mit den zugehörigen Schrift⸗ 
ſtücken ſowie den Nachweiſen über die Benachrichtigung und die Bekanntgabe der 
Gewählten, ferner die Wahlniederſchriften ſämtlicher Wahlbezirke ſamt ihren An⸗ 
lagen dem Landeswahlleiter ein. 

Außerdem iſt ſpäteſtens am 21. Tag nach dem Wahltag eine Haupt⸗ 
zuſammenſtellung der Wahlergebniſſe nach dem in Anlage 8 beigefügten Vordruck 
und den darin gegebenen Anweiſungen dem Landeswahlleiter einzureichen. 


6477; 

Der Landeswahlausſchuß zählt auf Grund der Mitteilungen der Kreis⸗ und 
Verbandswahlleiter die Reſtſtimmen zuſammen, die in allen Wahlkreiſen und Wahl⸗ 
kreisverbänden auf die dem gleichen Landeswahlvorſchlag angeſchloſſenen Kreis⸗ 
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wahlvorſchläge gefallen find. Er teilt jedem Landeswahlvorſchlag nach 8 32 des 
Landeswahlgeſetzes die ihm zukommende Zahl von Abgeordnetenſitzen zu und erklärt 
die entſprechende Zahl von Abgeordneten für gewählt. 

Über die Verhandlungen des Landeswahlausſchuſſes iſt eine Niederfchrift 
aufzunehmen. 

§ 68 Abſ. 2, § 75 Abſ. 1 finden Anwendung. Iſt ein Bewerber auf Grund 
eines Kreiswahlvorſchlags und eines Landeswahlvorſchlags gewählt, ſo hat er 
zu erklären, welche Wahl er annimmt. 

§ 78. 

Der Landeswahlleiter prüft die Verhandlungen der Kreis⸗ und Verbands- 
wahlleiter vor, ſtellt die Namen der auf Grund der Landeswahlvorſchläge gewählten 
Abgeordneten ſowie ihrer Erſatzmänner und ihre Reihenfolge feſt. Er veröffent⸗ 
licht das Geſamtergebnis der Landtagswahl im Reichsanzeiger und Preußiſchen 
Staatsanzeiger. 


Vil. Ausſcheiden von Abgeordneten. 


ka 

Wenn ein Abgeordneter die Wahl ablehnt oder feinen Sitz verliert, hat 
der Landeswahlleiter die notwendigen Feſtſtellungen herbeizuführen und den Landes⸗ 
wahlausſchuß zu berufen. 

Der Landeswahlausſchuß ſtellt auf Grund des bekanntgemachten Geſamt⸗ 
ergebniſſes feſt, wer als Erſatzmann in den Landtag eintritt. § 75 Abſ. 1, 2 
findet Anwendung. N 

Das Ergebnis iſt dem Miniſter des Innern mitzuteilen. 


$ 80. 

Iſt ein Bewerber nicht vorhanden, der an die Stelle des Ablehnenden oder 
Ausſcheidenden zu treten hätte, ſo ſtellt der Landeswahlausſchuß dies in einem 
mit Gründen verſehenen Beſchluß feſt. Der Beſchluß iſt dem Miniſter des Innern 
mitzuteilen. 

VII. Nach⸗ und Wiederholungswahl. 
§ 81. 

Wird im Wahlprüfungsverfahren die ganze Wahl in einem Wahlkreis für 

ungültig erklärt, ſo hat auf Erſuchen des Miniſters des Innern die zur Ernennung 


des Kreiswahlleiters zuſtändige Behörde ſofort eine Nachwahl für den Wahlkreis 


zu veranlaſſen. 85 
§ 82. 
Die Nachwahl findet nach denſelben Vorſchriften ftatt wie die Hauptwahl. 
Die Wahlbezirke, die Wahlräume, die Wahlvorſteher und ihre Stellver⸗ 
treter bleiben unverändert, ſoweit nicht eine Anderung nach dem Ermeſſen der 
nach § 91 zuſtändigen Behörde geboten erſcheint. Solche Anderungen find gemäß 
§ 47 öffentlich bekanntzumachen. Die Beſcheinigung hierüber iſt nicht der Wähler⸗ 
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liſte oder Wahlkartei beizugeben, ſondern von den Gemeindevorſtänden den Wahl⸗ 
vorſtehern noch vor dem Wahltag beſonders einzureichen. 


§ 83. 

Findet die Nachwahl binnen Jahresfriſt nach dem Wahltag ftatt, jo können 
ihr dieſelben Wählerliſten oder Wahlkarteien zugrunde gelegt werden wie bei der 
Hauptwahl. Sie ſind jedoch vorher zu berichtigen und neu auszulegen. Die 
Auslegungs⸗ und Berichtigungsfriſten des § 14 können vom Kreiswahlleiter ge⸗ 
kürzt werden. 

§ 84. 

Findet die Nachwahl ſpäter als ein Jahr nach dem Wahltag ſtatt, fo 
müſſen die geſamten Wahlvorbereitungen erneuert werden. Wieweit Wählerliſten 
und Wahlkarteien der Hauptwahl nach Berichtigung und Ergänzung wieder ver⸗ 
wendet werden können, beſtimmt der Kreiswahlleiter. Der Tag, an dem die 
Auslegung der Wählerliſten oder Wahlkarteien beginnt, iſt von der zur Ernennung 
des Kreiswahlleiters zuſtändigen Behörde feſtzuſetzen. 


§ 85. 

Für jede Nachwahl find neue Kreiswahlvorſchläge einzureichen. Ebenſo 
ſind die Erklärungen über die Verbindung von Kreiswahlvorſchlägen und über 
ihren Anſchluß an Landeswahlvorſchläge zu erneuern. 

SE 

Soweit erforderlich, übernimmt der Kreiswahlleiter und der Kreiswahl⸗ 
ausſchuß zugleich die dem Verbandswahlleiter und dem Verbandswahlausſchuß 
vor der Wahlhandlung obliegenden Aufgaben, es ſei denn, daß die Nachwahl ſich 
gleichzeitig noch auf andere Wahlkreiſe desſelben Wahlkreisverbandes erſtreckt. 
§§ 68 bis 71, §§ 73 bis 76 finden 5 die Aufgaben nach § 72 über⸗ 
nimmt der Landeswahlausſchuß. 


§ 87. f 

Im Falle einer Wiederholungswahl ſind Anderungen in der Abgrenzung 
der Wahlbezirke unzuläſſig. Im übrigen gilt § 82 ſinngemäß. 

Wahlſcheine für die Wiederholungswahl werden nur Perſonen ausgeftellt, 
denen für die erſte Wahl ein Wahlſchein ausgeſtellt worden war oder bei denen 
die Vorausſetzungen für die Ausſtellung eines Wahlſcheins bei der Wiederholungs⸗ 
wahl gegeben ſind. 

Der Wahlvorſteher hat die Wahlniederſchrift mit ſämtlichen zugehörigen 
Schriftſtücken ungeſäumt dem Landeswahlleiter einzuſenden. 


IX. Koſten. 
§ 88. | 
Zu den Wahlkoſten gehören die Koſten für die Beſchaffung der Vordrucke 
für die Wählerliſten und für die Anlegung der Wahlkarteien, der Vordrucke für 
die Wahlſcheine, Wahlniederſchriften, Zähl⸗ und Gegenliſten, der Druck- und 
Geſetzſammlung 1920. 93 
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Anſchlagkoſten für die öffentlichen Bekanntmachungen, die Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
gebühren, die Reiſekoſten und Tagegelder der Beiſitzer der Wahlausſchüſſe und 
der Kuriere, ferner die Aufwendungen an Vergütungen für außerordentliche Hilfs⸗ 
kräfte, die ausſchließlich zum Zweck der Vorbereitung und Durchführung der 
Landtagswahl eingeſtellt werden. Dagegen gehören nicht zu den Koſten der Land⸗ 
tagswahl laufende Aufwendungen für Gehälter und Bürobedürfniſſe. 

Soweit erforderlich, haken die Gemeinden zur Vornahme der Wahl und 
zur Feſtſtellung des Wahſergebniſſes Räume in gemeindlichen Anſtalten und Ge 
bäuden unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen. 


X. Gemeinſame und Schlußbeſtimmungen. 


§ 89. 

Als Wohnort im Sinne der Landeswahlordnung gilt der Ort, an dem der 
Wähler ſeinen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Ein nur für 
Tage oder wenige Wochen bemeſſener oder nur gelegentlicher Aufenthalt iſt kein 
gewöhnlicher Aufenthalt im Sinne dieſer Beſtimmung. 


i § 90. 

Als Wähler im Sinne der Landeswahlordnung gelten auch die Wählerinnen. 
Sie können zu Wahlleitern, Wahlvorſtehern, Schriftführern und Beiſitzern er⸗ 
nannt und berufen werden. 

§ 91. 

Zuſtändig für die Abgrenzung der Wahlbezirke, die Entſcheidung über Ein⸗ 
ſprüche gegen die Wählerliſten oder Wahlkarteien oder gegen die Verſagung eines 
Wahlſcheins, die Ernennung der Wahlvorſteher und ihrer Stellvertreter und die 
Beſtimmung des Wahlraums iſt auf dem Lande der Landrat (in den Hohen⸗ 
zollernſchen Landen der Oberamtmann), in den Städten der Magiſtrat (bei Bürger⸗ 
meiſtereiverfaſſung der Bürgermeiſter). 5 : 


EE E ` 

Den Wahlvorſtänden und den Wahlausſchüſſen können für die Prüfung 

der Abſtimmung und die Ermittlung des Wahlergebniſſes und Herſtellung der 

Niederſchriften Beamte oder ſonſtige geeignete Perſonen als Hilfsarbeiter bei⸗ 
gegeben werden. 

Ziauſtändig zur Beſtellung der Hilfsarbeiter bei den Wahlvorſtänden find 
die für die Ernennung der Wahlvorſteher zuſtändigen Behörden, für die Beſtellung 
der Hilfsarbeiter bei den Wahlausſchüſſen die Wahlleiter. In dringenden Fällen 
kann die Beſtellung durch den Wahlvorſteher erfolgen. 

Die Hilfsarbeiter nehmen an der Beſchlußfaſſung nicht teil. 
Berlin, den 10. Dezember 1920. 


Der Miniſter des Innern. 


Severing. 


j 
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SEET E g SE : Anlage 1. 
Landtagswahlkreis Nr.. KIll 8 . 
Stadt 
A 1 a re Fa Pe :., N N tat ea 8 
Wahlbezirk 7 Gennes W 


Wählerlifte. 


vide Tag | Monat Jahr Stand Wohnort Vermerk 
90 Zuname Vorname oder oder der erfolgten 
5 e ber Geburt Gewerbe Wohnung Stimmabgabe Bemerkungen 
8 der Wähler 
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Nachtrag. 


oft Tag Monat Jahr Stand Wohnort Vermerk 
19 Zuname Vorname 285 oder oder der erfolgten 
Nr. = | ber Geburt Gewerbe Wohnung Stimmabgabe Bemerkungen 
SE l 
der Wähler 
i 2 3 i 4 | 5 | D 7 |» 10112 1 


Abgeſchloſſen mit der Beſcheinigung, daß SS vorſtehende Wählerliſte nach mat e 
ortsüblicher Bekanntmachung vom ee bennrearar ere eaee 19:=:; 


zu jedermanns Einficht ausgelegen hat ſowie daß die Abgrenzung des Wahlbezirks, der Name 


des Wahlvorſtehers und feines Stellvertreters, Ort, Tag und Stunde der Wahl am ten 
Tage vor der Wahl in ortsüblicher Weiſe bekanntgemacht worden ſind. . 

In die Wählerliſte find — Wähler eingetragen, deren Namen nicht mit einem 
ruhte, »„behindert« oder »geſtrichen« verſehen find. 


Der Gemeindevorſtand (Ortsvorſtand, Magiſtrat uſw.) 
(Dienftfiegel) (Unterſchrift) 
Auf Grund des Verzeichniſſes der nachträglich ausgeſtellten Wahlſcheine ſind S 


Wahlberechtigte nachträglich geſtrichen worden. 
Hiernach verbleiben Wahlberechtigte. 


Der Wahlvorſteher. 
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Anlage 2. 


Wahlſchein 


zur Landtagswahl Me „ V 


r „„ FVV 


Bonames d ĩ ee 


geboren sam. ae en VVV i 
Stand oder Gewerbte | RE 8 
WIRNDA AN EE 
f 


kann unter Abgabe dieſes Wahlſcheins in einem beliebigen Wahlbezirk ohne Ein⸗ 
tragung in die Wählerliſte oder Wahlkartei feine Stimme abgeben. 


\ 
Anes ee ae an PDEs ot rei os ee, ee Oca iD 
(Ort) 
PPP —TT0T0T—B—s 8 
(Dienſtſiegel) 


(Unterſchrift) 


Anlage 3. 
Landtagswahlkreis Nr. — eh ns 
Stadt d 
Wahlbezirk EE 


Dau) „Lifte. 
Gegen⸗ 
Die Sählliſte iff vom Wahlvorſteher und dem Schriftführer, die Gegenliſte vom Wahlvorſteher 


und dem Mitglied des Wahlvorſtandes, das die Gegenliſte geführt hat, zu unterzeichnen; beide 
Liſten find der Wahlniederſchrift als Anlage beizufügen ($ 60 der Landeswahlordnung). 


*) Das Nichtzutreffende iſt zu durchſtreichen. 


Kreiswahlvorſchlag Kreiswahlvorſchlag Kreiswahlvorſchlag 
Ree Ricans a 
Kennwort Kennwort Kennwort 


S 


8 D 
2 ‘ ` 1 
reren, 


Kreiswahlvorſchlag Kreiswahlvorſchlag Kreiswahlvorſchlag 
N Ni. eee f Ne 
Kennwort .... : Kennwort Kennwort 


Unterſchrift des Wahlvorſtehers. Unterſchrift des Schriftführers, bei der Gegenliſte des Mitglieds 
SE EE EE des Wahlvorſtands, das die Gegenliſte geführt hat, 
Geſetzſammlung 1920. e Oech aie 


S 
55 
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Anlage 4. 
Landtagswahlkreis Nr. E Kleis 
| Stadt 
Ma beem EEN ir 
E Landgemeinde e E 


Wahlniederſchrift. 


Wahn! dnn 192 


Zu der auf heute anberaumten Landtagswahl 


war 

SER 

228 

SE 

= = bet hh 88 

S E EEN EE 

2 in dem Währbezirk Nr.. 8 

E = Der, EE E „ b EE 

des glied 8 

— 3 

I (ber Gemeinde) „ JJ. 8 S 
Deutüntergeichneie ent Ren an RD. an MA a ER 
zum Wahlvorſteher ernannt. 

Er hatte aus der Zahl der Wähler zum Schriftführer den ue 


berufen und eingeladen, beim Beginn der Wahlhandlung zur Bildung des Wahlvor⸗ 
ſtandes zu erſcheinen. Dieſe hatten ſich eingefunden. Der Wahlvorſteher eröffnete die 


94* 
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Wahlhandlung um ......... Uhr vormittags damit, daß er den Schriftführer und die Bei⸗ 
ſitzer durch Handſchlag verpflichtete. S . 
Wird durchſrrichen, for Der Wahlvorſteher berichtigte die Wählerliſte — Wahlkartei“) — 
weit ber bezeichnete Fal ] nach dem ihm von der Gemeinde zugegangenen Verzeichnis über die nach⸗ 
nicht vorgekommen iſt. | träglich ausgeſtellten Wahlſcheine. 

An den Tiſch, an dem der Wahlvorſtand Platz nahm, wurde ein rechteckiges Gefäß mit 
Deckel zum Hineinlegen der Stimmzettel (Wahlurne) geſtellt. Der Wahlvorſtand ſtellte feſt, 


daß die Wahlurne den Vorſchriften der Landeswahlordnung entſpricht, und ſchloß die Wahl 
urne durch Auflegen des Deckels, nachdem er ſich überzeugt hatte, daß ſie leer war. Die 


Wahlurne wurde bis zum Schluſſe der Abſtimmung nicht wieder geöffnet. a 
Damit der Wähler unbeobachtet ſeinen Stimmzettel in den Umſchlag zu ſtecken ver⸗ 
mochte, war (Beſchreibung der Abſonderungsvorrichtung) 337!!! EN EEE 


Durch den Wahlvorſtand war in der Nähe des Zuganges zu de... Nebenraum 
— Nebentiſch.— —*) für die Bereithaltung der abgeſtempelten Umſchläge aufgeſtellt worden 


Von den erſchienenen Wählern begab ſich jeder einzeln, nachdem er einen Umſchlag 
ausgehändigt erhalten hatte, — in den Nebenraum — an den Nebentifch*), wo er unbeob⸗ 
achtet ſeinen Stimmzettel in den Umſchlag ſtecken konnte. Er trat ſodann an den Vorſtands⸗ 
tiſch heran, nannte ſeinen Namen und auf Erfordern feine Wohnung und übergab den Um- 
ſchlag, ſobald der Schriftführer den Namen in der an *) aufgefunden hatte, dem Wahl⸗ 
vorſteher, der ihn ſofort uneröffnet in die Wahlurne legte. 


Inhaber von Wahlſcheinen nannten ihren Namen und übergaben den Wahlſchein dem 
Wahlvorſteher, der ihn nach Prüfung dem Schriftführer weiterreichte und ſodann den Um⸗ 
ſchlag uneröffnet in die Wahlurne legte. : 


Hierbei mußten von dem Wahlvorſteher zurückgewieſen werden: 


Wird durch, [ 1. weil der Wähler den Stimmzettel nicht in einem amtlich geſtempelten 


a ae Umſchlag abgeben wollte, Stimmzettel, 
Fälle nicht ve, 2. weil der Wähler den Stimmzettel in einem mit einem Kennzeichen ver⸗ 


gekommen find. ſehenen Umſchlag abgeben wollte, . Stimmzettel. 


Der Schriftführer vermerkte die Stimmabgabe jedes Wählers, indem er — neben deſſen 
Namen in der dazu beſtimmten Spalte der Wählerliſte — in der Wahlkartei auf der Karte 
des Wählers in der dazu beſtimmten Spalte —*) ein Kreuz machte und die abgegebenen Wahl⸗ 
{deine ſammelte. 


) Das Unzutreffende if zu durchſtreichen. 


1 


Her. Wähler :::: 8 ; 
Wird durch. | der einen Wahlſchein, ausgeſtellt voannn;?: 8 


e EE vorwies, mußte zurückgewieſen werden, weil 
Fall nicht Vr... ! 88 


gekommen iſt. 


i 5 Bote Uhr nachmittags an wurden nur noch die in dieſem Zeit. 
19 punkt ſchon im Wahlraum anweſenden Wähler zur Stimmabgabe zugelaffen. 
SC EE it. J Alsdann, nämlich un Ahr Minuten nachmittags, erklärte der 
S SE Wahlvorſteher die Abſtimmmung für gefchloffen. 

UM U ae Minuten nachmittags hatten ſämtliche in der 

Wählerliſte . 5 5 
Wahltartei ) eingetragenen Wähler abgeſtimmt. Da anzunehmen war, daß 
Wird durchſtrichen, Inhaber von Wahlſcheinen nicht mehr kommen würden oder, falls ſolche 
ſoweit der Fall nicht] noch kommen ſollten, den Wahlraum des Wahlbezirks Nr. 
vorgekommen iſt. in. noch vor Schluß der allgemeinen Wahlzeit erreichen 
würden, beſchloß der Wahlvorſtand einſtimmig, die Abſtimmung zu ſchließen. 
Der Wahlvorſteher erklärte hierauf um ` — Uhse Minuten nach⸗ 

mittags die Abſtimmung für geſchloſſen. 


ee N mac Uhr nachmittags erklärte der Wahlvorſteher die Abſtim⸗ 


erwähnt fille vorge⸗ N 
erwihnten ni he.] mung für geſchloſſen. 


Die Umſchläge wurden aus der Wahlurne genommen und ungeöffnet gezählt. Die 
Zählung ergab . Stück. 


Darauf wurden die in der age" gekreuzten Namen gezählt, die Zählung 
erg Wähler 

Auf Wahlſchein haben gewählt. EE » 
S SEET EE Wähler. 


Dieſe Geſamtzahl der Wähler ſtimmte mit der Zahl der abgegebenen 
Umſchläge überein. 


wenn die Zahlen 


Wird durchſtrichen, 
nicht überein⸗ 


ſtimmen. 
Wird durchſtrichen Dieſe Geſamtzahl war um SC TOBEt als die Zahl der abge⸗ 
; 4 kleiner 
wenn die Zahlen 


gebenen Umſchläge. Zur Aufklärung dieſer Verſchiedenheit, welche ſich auch 


e bei wiederholter Zählung herausſtellte, dient folgendes: 


Zur Prüfung der Abſtimmung wurde als Hilfsarbeiter zugezogen: 


) Das Unzutreffende ift zu durchſtreichen. 
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Hierauf öffnete ein Beiſitzer die Umſchläge einzeln, nahm die Stimmzettel heraus und 
übergab ſie dem Wahlvorſteher, der ſie laut vorlas und nebſt den Umſchlägen einem anderen 
Beiſitzer weiterreichte, der die Stimmzettel, nach Wahlvorſchlägen geſondert, ſowie die Umſchläge 
bis zum Ende der Wahlhandlung aufbewahrte. 

Nach dem Vorleſen wurde hinſichtlich jedes gültigen Stimmzettels feſtgeſtellt, für 
welchen Wahlvorſchlag er abgegeben worden war. Jeder derartige Stimmzettel wurde dem 
Wahlvorſchlage zugezählt, auf den er lautete. Der Schriftführer machte hierüber in der 
Zählliſte bei dem betreffenden Wahlvorſchlag einen Vermerk und zählte die Stimmen laut. 
In gleicher Weiſe führte der Beiſitzer eine Gegenliſte. 

Zählliſte und Gegenliſte wurden beim Schluſſe der Verhandlung von dem Wahl⸗ 
vorſteher und dem Liſtenführer unterſchrieben und der Wahlniederſchrift als Anlagen el 
beigefügt. . 

Durch Beſchluß des Wahlvorſtands wurden für ungültig erklärt: 


es Stimmzettel, weil fie nicht in einem amtlich abgeſtempelten Umſchlag Aber, 
geben worden waren. 

Nr. der Anlagen *); 

888 Stimmzettel, weil ſie in einem mit einem unzuläſſigen Kennzeichen verſehenen 
Umſchlag übergeben worden waren. 
Nr. der Anlagen: SG 

8 Stimmzettel, weil ſie nicht von weißem oder weißlichem Papier waren. 
Nr. der Anlagen N 

43 Stimmzettel, weil ſie mit einem Kennzeichen verſehen waren. 
Nr. der Anlagen =); 

8585 Stimmzettel, weil ſie keinen Namen oder keine Angabe, aus der die 


Perſon mindeſtens eines Bewerbers unzweifelhaft zu erkennen war, und auch keine 
erkennbare Bezeichnung eines Kreiswahlvorſchlags mit der Nummer aus der amt⸗ 
lichen Bekanntgabe enthielten. 


Nr. der Anlagen: N 
ee Stimmzettel, weil fie eine Verwahrung oder einen Vorbehalt gegenüber 
allen Bewerbern enthielten. 
Nr. der Anlagen: St 
Ve Stimmzettel, weil fie Namen aus verfchiedenen Kreiswahlvorſchlägen oder 
Bezeichnungen verſchiedener Kreiswahlvorſchläge enthielten. 
Nr. der Anlagen: "1 f 
I Stimmzettel, weil keiner der auf ihnen verzeichneten Namen einem öffentlich 
bekanntgegebenen Kreiswahlvorſchlag entnommen war. 
Nr. der Anlagen: * 
ee Stimmzettel, weil ihnen ein dout, oder Schriftſtück beigefügt war. 
Nr. der Anlagen: . *); 
Ferner mußten außer Berückſichtigung gelaffen werden: 
108 — Stimmen, weil in einem Umſchlag mehrere auf verſchiedene Kreiswahl⸗ 
vorſchläge lautende Stimmzettel enthalten waren. 
Nr. der Anlagen: "1 
11 abgegebene leere Umſchläge. 
Nr. der Anlagen: . 


*) Einzuſezen die Nummern der Anlagen. 


EH E — 


0 


Geſamtſumme von I bis 11 (für ungültig erklärte Stimmzettel, außer Berückſichtigung 
gelaſſene und abgegebene leere Umſchläge):  — 

Mehrere gleichlautende Stimmzettel fanden fic) in Umſchlägen und wurden als je 
ein Stimmzettel gezählt. 

Dagegen wurden die nachbezeichneten Stimmzettel, hinſichtlich deren fic) die mod, 
ſtehenden Bedenken ergeben hatten, aus folgenden Gründen durch Beſchluß des Wahlvorſtands 
für gültig erklärt: 


1. Stimmzettel r?!“ 88 


Die ſämtlichen vorbezeichneten Stimmzettel und Umſchläge, hinſichtlich deren es einer 
Beſchlußfaſſung des Waͤhlvorſtands bedurft hatte, wurden mit fortlaufenden, den vorſtehend 
angegebenen entſprechenden Nummern verſehen und der Wahlniederſchrift beigefügt. 8 


Von den abgegebenen gültigen Stimmen haben erhalten: 
Bezeichnung des Kreiswahlvorſchlags 
mit Angabe des Kennworts 


Zahl der Stimmen 


S „„ e E E CR E EE 


Geſamtſumme der gültigen Stimmen .. ..... 
Geſamtſumme der für ungültig erklärten Stimm⸗ 


zettel ſowie der außer Berückſichtigung ge— 
laſſenen und abgegebenen leeren Umſchläge .. 


Geſamtſumme der abgegebenen Stimmen. 


Be 


wenn die Zahlen 


Dieſe Geſamtſumme der abgegebenen Stimmen ſtimmte mit der Zahl 
nicht überein⸗ 


Wird durchſtrichen, 
der abgegebenen Umſchläge überein. 


ſtimmen. 
É l Diefe Geſamtſumme der abgegebenen Stimmen war um 
Wied durchſtrichen, wenn di ig en als die Zahl der abgegebenen Umſchläge. Que 


teinſtin: 8 H SE IR S : S 
SE Ke dieſer Verſchiedenheit, die ſich auch bei wiederholter 
Sählung herausſtellte, dient folgendes: 


Nachdem der Wahlvorſteher dies Ergebnis verkündet hatte, wurden alle Stimmzettel, 
die nicht dieſer Wahlniederſchrift beigefügt find, verfiegelt und der Gemeindebehörde in 
ee ae een zur Verwahrung zugeleitet. S 


It wird, daß in d NE, des Wahlbezirks i 
Feſtgeſtellt wird, daß in der Wahlkarte ) des Wahloezirks insgeſamt N = 
Candtagswahler **) eingetragen find und daß Wahlſcheine abgegeben wurden, 


Wählerliſte . 5 ; er Ss 
Die Waplkartei ) ſowie die Wahlſcheine wurden mit eler vom Wahlvorſtand unterſchriebenen 
Beſtätigung der Gemeindebehörde in ` — zur Aufbewahrung unter Ver⸗ 
ſchluß übergeben. 
Beſtätigt wird, daß je ein Abdruck des Landeswahlgeſetzes, der Landeswahlordnung 


und der Bekanntmachung des Kreiswahlleiters nach § 44 der Landeswahlordnung im Wahl⸗ 
raum während der Wahlhandlung ausgelegen haben. 


Zu keiner Zeit der Wahlhandlung waren weniger als drei Mitglieder des Wahl⸗ 
vorſtands gegenwärtig oder der Wahlvorſteher und der Schriftführer gleichzeitig abweſend. 


Gegenwärtige Verhandlung wurde vorgeleſen, von dem Wahlvorſteher, den Beiſitzern 
und dem Schriftführer genehmigt und wie folgt vollzogen: 


Der Wahlvorſteher. Die Beiſitzer. Der Schriftführer. 


*) Das Unzutreffende iſt zu durchſtreichen. 
**) Landestagswähler, die einen Wahlſchein erhalten haben, ſind nicht mitzuzählen. 


EE 
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Anlage 5. 


Einzuſenden an den Landeswahlleiter, Berlin SW 68, Lindenſtr. 28 als Eilbrief ſofort nach 


der amtlichen Ermittlung des Wahlergebniſſes gemäß Ss 70, 71 der Landeswahlordnung. 


Geſamtüberſicht 
über das Ergebnis der Wahl zum Landtag am 
des Wahlkreiſes N. Nass 8 Ee — 


I. Geſamtzahl der Wahlberechtigteeeeeee nenen: 2... 
2. Zahl der abgegebenen Wahlſcheine 
ungültigen Stimmzettel 
» gültigen » 


A DER » 


H OC t 
x 
x 


„„ ener sexe 


Verteilung der gültigen Stimmen auf die einzelnen Wahlvorſchläge. 


Auf die Verteilung der Reſtſtimmen: 


2 Wahlvorſchläge SC 
Bezeichnung entfielen i dem Landeswahlleiter wurden überwieſen 
der Wahlvorſchläge ubge Windeit 
S urd⸗ überwieſen ` 3 
Stimmen e deen SE für RESTE 

i | 
2. d 
SCH 

ER 

fl. 

8. | is Lo eee ee Seene 

9. EE 

10. 

11. 
12. veneer bea 
13. , 
14. 

(Sch %% E 

Der Kreiswahlleiter 
Götſcchhf) 8 2 


Geſetzſammlung 1920. 95 


Kee, en Eë 
Anlage s. 


Einzuſenden an den Landeswahlleiter, Berlin SW 68, Lindenſtr. 28, als Eilbrief: 


1. wenn verbundene Wahlvorſchläge nicht vorhanden ſind, ſogleich mit Vordruck nach Anlage 5, 


K 2. wenn verbundene Wahlvorſchläge vorhanden find, ſogleich nach der amtlichen Ermittlung des Wahlergebniſſes gemäß 
88 73, 74 der Landeswahlordnung. 


Nachweiſung 
der in der Wahl zum Landtag am — gewählten Abgeordneten des Wahlkreiſes Nr. 
Waͤhlvorſchlag: Wahlvorſchlag: Wahlvorſchlag: | Wahlvorſchlag: 


Wahlvorſchlag: 


Zahl der erworbenen Sitze nach Ermittlung des Wahlergebniſſes im 


Wahlkreis] Wahlkreis⸗ F Wahlkreis] Wahlkreis⸗ Wahlkreis⸗ Wahlkreis] Wahlkreis⸗ „ [Wahltreis Wahlkreis.] Zu- 
6 1 der] Verband 5 E ber f Verband ien | BY Fiery ne | verband 2 e bee berband = 
; 73 der ; ($ 73 der ($ 73 der ; 8 73 der d ` 873 der If 
2.2) | 05 ee Ee 9.28. | fammen Bee g ) ſammen] X W. 8) Sans, | fammen 


Namen der gewählten Abgeordneten: 


if 1 en 1. 

TONER: I ea 4 Ces EN 2 Se 

3, 77 Meee KEE 3. 5 
8 . 1 ve £ TE 
ES RE EE i 5 5 e 
6. 7 i 6 6. 


Wahlvorſchlag: 


— 


Wahltreis] Wahlkreis.] Zu, Wahlkreis] Wahlkreis] Zu- Wahlkreis] Wahlkrets⸗ Wahlkreis] Wahlkreis.“ Zu- Wahlkreis] Wahlkreis] Zu, 
870 der verhand = ($70 der verband ($70 der verband, (§ 70 der verband (870 der verband = 
6 2.9.) D 98 E famnen# don oi @ 0 E ſammen don O.) N 15 EN W W. O.) 8 a di ſammen] W. 8) | | fammen 


Namen der gewählten Abgeordneten: 
1. 


„ ee 


(Ork, Tag) esse belt see LE 


(Un tirſchrift) 


Anlage 7. 


Landtagswahlkreis Nr. 


Miederſchriſtüber die Verhandlung des Kreiswahlausſchuſſes. 


EE EE 33 
L 
Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes in dem ten Wahlkreis hat der Kreiswahl⸗ 
er gf dengngsns folgende Wähler: 


aus dem Wahlkreis zum Wahlausſchuſſe zuſammenberufen. 
Tag, Stunde und Ort der Verhandlung waren öffentlich bekanntgemacht worden. 


Es waren : 
CEET EE it 
als Hilfsarbeite ...... er se „VCC x 
zugezogen. 
Die Beiſitzer und der Schriftführer wurden durch Handſchlag von dem Wahlleiter 
verpflichtet. 


II. 


Es wurden die Niederſchriften über die Wahlen in den einzelnen Wahlbezirken durch- 
geſehen. Für jeden einzelnen Wahlbezirk wurde die Zahl der Wahlberechtigten, der abgegebenen 
Wahlſcheine, der ungültigen und gültigen Stimmen ſowie der auf die einzelnen Kreis- 
wahlvorſchläge entfallenen gültigen Stimmen in dem der Niederſchrift beigefügten Zählbogen 
eingetragen und zuſammengerechnet. Der Zählbogen wurde vom Kreiswahlleiter, den Beiſitzern 
und dem Schriftführer unterſchrieben. 


Fei 
Die Feſtſtellungen der Wahlvorſtände haben zu 1 9 Gi Ge Anlaß gegeben: 


*) Das Unzutreffende iſt zu durchſtreichen. 


„ G10 - 


Nach den Zuſammenrechnungen auf dem Zählbogen find abgegeben worden für: 
S ; 


Bezeichnung 
des Kreiswahlvorſchlags 


Zahl 
der Stimmen 


III. Verteilung der Abgeordnetenſitze auf die Wahlvorſchläge. 
Nach den amtlichen Bekanntmachungen haben ſich innerhalb des Wahlkreis 
verbandes mit anderen Kreiswahlvorſchlägen verbunden: 
Kreiswahlvorſchlag Nr. — S 
Kreiswahlvorſchlag Nr. 5 
Kreiswahlvorſchlag Nr. 
Kreiswahlvorſchlag Nr. = 


Innerhalb der Frift des § 18 des Landeswahlgeſetzes haben ihren Anſchluß an Landes⸗ 
wahlvorſchläge erklärt: f 


Kreiswahlvorſchlag Nr. für Landeswahlvorſchlag Nr. 
Kreiswahlvorſchlag Nr. für Landeswahlvorſchlag Nr. 
Kreiswahlvorſchlag Nr. für Landeswahlvorſchlag Nr. — 
Kreiswahlvorſchlag Nr. für Landeswahlvorſchlag Nr. S 


Es wurden hierauf die Geſamtſtimmenzahl jedes Wahlvorſchlags durch 40 000 geteilt 
und jedem Wahlvorſchlag ſoviel Abgeordnetenſitze zugeteilt, als die Zahl 40 000 in der 
Geſamtſtimmenzahl enthalten war. : 


Hiernach ergab fich folgende Verteilung: 
eb . a a 


Geſamtſtimmenzahl Zahl der 
des Wahlvorſchlags [ Abgeordnetenſitze 


Zahl der 


Bezeichnung des Wahlvorſchlags Haan 


— 611 — 


Die Reſtſtimmen der Kreiswahlvorſchläge Nr. wurden dem Leiter des 
ae Wahlkreisverbands überwieſen und ihm gleichzeitig die Zahl der auf dieſe Kreis- 
wahlvorſchläge überhaupt entfallenen Stimmen mitgeteilt. 

Die Reſtſtimmen der K Kreiswahlvorſchläge NE. wurden dem Landeswahl⸗ 
leiter mitgeteilt. 

Es wurde hierauf die Vertagung der EE AR = 
befchloffen *). 


; D 8 
In öffentlicher Sitzung förtgeſetzt am terri cc vormittg BE 


= 
2 ; nachmittags 
me E Uhr in Gegenwart der oben aufgeführten Perſonen. 
BE Nach Mitteilung des Vetters des Wahlkreisverbands 
„wurden vom Verbands swahlausſchuß an weiteren Abgeordnetenſitzen zugeteilt 
2 dem Kreiswahlvorſchlag Nr.. ... Ein 
& dem Kreiswahlvorſchlag Nr. — Sit 

uſw. 

$ 


IV. Feſtſtellung der Gewählten. g 
Nach der Reihenfolge der Benennungen auf den Kreiswahlvorſchlägen ſind hiernach gewählt: 


Vom Kreiswahlvorſchlag Nr. —...... I 
3. 
4, 
Vom Kreiswahlvorſchlag Nr. il 
2. 
3. 
4. 
Vom Kreiswahlvorſchlag Nr. . 1. 
25 
3. 
4. 


uſw. 
V. Verkündung des Wahlergebniſſes. 
Der Kreiswahlleiter verkündete: N 
1. die Zahlen der auf die einzelnen Kreiswahlvorſchläge entfallenen gültigen Stimmen; 
2. die Namen der Gewählten. 
Während der ganzen Verhandlung ſtand der Raum, in dem die Verſammlung ſtatt⸗ 


fand, dem Zutritte der Wähler offen. 
Gegenwärtige Verhandlung wurde vorgeleſen, von dem K Kreiswahlleiter, den Beifigern 


und dem Schriftführer genehmigt und unterſchrieben. 
Der Kreiswahlleiter. Die Beiſitzer. Der Schriftführer. 


*) Nur erforderlich, wenn Kreiswahlvorſchläge fic) verbunden haben und die Zuweiſung weiterer Abgeordneten: 
fige vom Verbandswahlausſchuß zu erwarten iſt. 
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Zähl bogen. 
Gel Se V. zit : 5 Zahl der für den Kreiswahlvorſchlag 
bezirk 115 10 wen Se Stig | ee SE | SE EE | eae | 222. 8 
S abgegebenen gültigen Stimmzettel 
T.. ee 
2 ! 2 S | : ST 
3 
& S SC | Der | d S 2 
5 E = == 55 5 
6 1 es SE 5 S = 
S ; aoe SER 
E > Jk: Ä i 
9 = : : e : 
10 5 , a 
a 5 S 
S 3 EE S = 
2 10 35355 3 555 EES E 
ge ee | S | 2 5 
15 f Ze SE „ 5 
10 SE ae EN EE —.— 
SE 
| Summe ale Summe le Summe le Sunne Summe... E Summe. Summe | Summe Summe | Summe Summe Summe 
| Der Kreiswahlleiter. Die Beiſitzer. Der Schriſtführer. 
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Einzufenden an den Landeswahlleiter, Berlin SW 68, Lindenftr. 28, 
ſpüteſtens agu 8 3 


| Hauptzuſammenſtellung 
der Abſtimmungsergebniſſe aus ſämtlichen Wahlbezirken für die Wahl 
N zum Landtag | 


im Wahlkreis Iren TE EE 


Zuſammenfaſſung des Wahlergebniſſes: 


Sahl der Wahlberechtigten. 
5 „ kbgegebenen Wählſch einne 
„5 » Summer UU 
» „ungültigen Stimmen IE oir 
, 
Von den gültigen Stimmen entfielen auf: 
ee EE Stimmen, mithin u... Sizes Reſtſtimmen 
» ale PLD N ns Ee EE * » EE 5 e D 
„ EHEN ER DR » * RR » 
> » N * 
» ` RR » 
» » ö » 
> 2E H 
o EE EE » 
))!!! x 88 2 » A » 
% JJ EE ˙ * H 3 » 
Borbemerkungen. 


1. Es find die Abſtimmungsergebniſſe für jeden einzelnen Wahlbezirk nachzuweiſen, die Summen für die mehrere Wahlbezirke um,. 
fallenden Stadt- und Landgemeinden an den entſprechenden Stellen einzufügen, für jeden kleineren Verwaltungsbezirk (Kreis, 
Oberamt uſw.) iſt eine Summe zu ziehen. Die Summenzahlen ſind in andersfarbiger Tinte einzutragen. Bei den Summen- 
zellen ijt darauf zu achten, daß die Querſumme der Spalten 7 bis 17 gleich der Spalte 6 ſein muß. 

Am Schluß der Hauptzuſammenſtellung iſt die Feſtſtellung der Abgeordnetenſitze und die Verteilung der Stimmen nach Ziffer III 
Abſ. 3 und 4 der Wahlniederſchrift anzugeben. 


Geſetzſammlung 1920. i 95 
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Der Wahlbezirke | Zahl der abgegebenen Zahl der für den Kreiswahlvorſchlag 
Zahl Zahl der fungnl, | 
Bezeichnung N 5 ar 
ae (Namen der Orte, die zum Wahlbezirk gehören; bei SG a EE SE gältigen ee E E ))) ff Ke, The rc See cs EE 
mer Gemeinden, die aus mehreren Wahlbezirken beſtehen, berechtigten Wahlſcheine | emm. Stimmen | 


Angabe der Nummern der Wahlbezirke) men 
: T 


abgegebenen gültigen Stimmen 


! 2 3 4 5 6 7 5 9 | 10 11 | 12 13 14 15 | 16 17 
= + S 
Seitenſumme . ... d | | | = i 
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